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ZUSAMMENFASSUNG
In der vorliegenden Studie werden eine Reihe von Erwägungen über Konzept,
Herausforderungen und Perspektiven einer ‚kollektiven Identität‘ im europäischen Kontext
angestellt, ohne dass dabei jedoch der Anspruch erhoben wird, eine umfassende Analyse des
Themas vorzulegen. Der Text umfasst folgende Teile:

1) eine Einleitung, in der knapp auf die Konzepte ‚Identität‘ und nationale kollektive Identität
im Besonderen eingegangen wird;

2) einen Überblick über die Komplexität einer paneuropäischen Identität sowie eine Vorstellung
diesbezüglicher politischer Initiativen der Europäischen Union in der Vergangenheit und
Gegenwart;

3) eine Untersuchung der zukünftigen Perspektiven einer europäischen Identität, dies unter
besonderer Berücksichtigung des Potentials verschiedener Zugänge (kulturell versus
politisch; top-down versus bottom-up) und der Rolle von historischem Gedächtnis für die
Entstehung eines europäischen Zugehörigkeitsgefühls;

4) eine Reihe von abschließenden Empfehlungen.

Einleitung

In den letzten Jahrzehnten wurde der Begriff ‚Identität‘ in öffentlichen Debatten intensiv – um
nicht zu sagen inflationär – benutzt. Dem Begriff wurden dabei eine ganze Reihe von
Bedeutungen zugeschrieben, und ebenso viele Erwartungen wurden daran geknüpft. Während
in der wissenschaftlichen Forschung Konsens über den konstruktivistischen und dynamischen
Charakter von ‚Identität‘ sowie seiner inhärent sowohl individuellen als auch kollektiven
Dimension besteht, entzieht sich der Begriff einer eindeutigen Definition und zeichnet sich durch
konzeptionelle Unklarheit aus. Der explanative Wert des Begriffes und seine Nutzbarkeit als
Bezugspunkt konkreter Politikgestaltung bleiben dementsprechend beschränkt. Trotz der damit
verbundenen terminologischen und begrifflichen Herausforderungen ist ‚Identität‘ zu einem
allgegenwärtigen Konzept geworden, um Gemeinschaftsbildungsprozesse vor allem auf
nationalstaatlicher Ebene (‚nationale kollektive Identität‘) zu beschreiben und politisch zu
steuern. Obwohl das Modell ‚Nation(alstaat)‘ in der Moderne zu dem Modell für politische
Organisation geworden ist, hat es sich als eine schwierige Aufgabe erwiesen, Unterschiede in
Gemeinschaften, die so groß wie Nationen sind, zu überwinden und ihre Mitglieder dahin zu
bringen, eine gedachte Gleichheit und gemeinsame Identität zu akzeptieren. Nationen sind und
bleiben in erster Linie ‚imaginierte Gemeinschaften‘. Eine umso größere Herausforderung stellt
die Gemeinschafts- und Identitätsbildung in transnationalen Kontexten dar.

‚Europäische Identität‘: Komplexität und Politik

Ungeachtet der Probleme, die mit der Identitätsbildung in einem Umfeld verbunden sind, das
sich durch ethnische, kulturelle und sprachliche Vielfalt auszeichnet, genießt das Thema
‚europäische Identität‘ große Aufmerksamkeit in Wissenschaft und Politik. In diesem
Zusammenhang lassen sich zwei konkurrierende Auffassungen von europäischer Identität und
ihrer Grundlage unterschieden: I) Europa als kulturelle Gemeinschaft mit gemeinsamen
Werten; II) Europa als politische Gemeinschaft mit gemeinsamen demokratischen Verfahren.
Die Idee von Europa als einer Kulturgemeinschaft steht in der Tradition identitärer Konzepte
von Identität, die auf den Nationalstaat Anwendung gefunden haben, und stellt das
gemeinsame kulturelle Erbe sowie gemeinsame historische Erfahrungen in den Vordergrund.
Die Idee von Europa als einer politischen Gemeinschaft hebt demgegenüber die Bindekraft von
demokratischen Institutionen und aktivem bürgerschaftlichem Engagement hervor, die zu einer
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demokratischen politischen Kultur führen (‚Verfassungspatriotismus‘). Beide Konzepte von
europäischer Identität haben ihren Reiz, stoßen jedoch auch auf substantielle Kritik in Bezug
darauf, inwieweit sie wünschenswert und umsetzbar sind.

Europäische Politiken zur – direkten oder indirekten – Förderung einer kollektiven
transnationalen Identität schwanken zwischen diesen beiden Alternativen. Es gibt Ansätze, die
auf ein zivilgesellschaftliches Verständnis von ‚Europäischsein‘ abzielen, das seit der
Jahrtausendwende an Dynamik gewonnen hat (parallel zu wachsenden Problemen, denen sich
das ‚europäische Projekt‘ gegenübersieht). Augenfällig wird dies im 2006 ins Leben gerufenen
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“, das das Geschichtsbewusstsein und damit die
kulturelle Dimension der europäischen Identität würdigt, jedoch auch eine aktive Bürgerschaft
(politische Identität) hervorhebt. Bei „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ fällt nicht minder
auf, dass im Zeitverlauf eine spürbare Verschiebung von einem fast ausschließlichen ‚Top-
down‘- zu einem stärkeren ‚Bottom-up‘-Ansatz stattgefunden hat, bei dem individuelles
Erfahren und Handeln im Vordergrund stehen. Gleichzeitig – einhergehend mit der unsicheren
Zukunft der europäischen Integration als solcher – lässt sich wachsendes Unbehagen
gegenüber dem Gedanken einer europäischen Identität und eine zunehmend polemische
Debatte über dieses Thema konstatieren.

Perspektiven einer europäischen Identität

Die Perspektiven einer europäischen Identität erscheinen angesichts der grundsätzlichen
Schwierigkeiten transnationaler Identitätsbildung und insbesondere der aktuellen politischen
Rahmenbedingungen zwar eher düster, doch die Förderung eines europäischen
Zugehörigkeitsgefühls unter den Bürgerinnen und Bürgern liegt im Bereich des Möglichen. Für
die EU ist die Förderung eines Zugehörigkeitsgefühls nichts weniger als eine Unabdingbarkeit,
will die Union als politische Einheit Bestand haben, was entsprechende Legitimität und
öffentliche Unterstützung voraussetzt.

Eine politische Identifikation auf europäischer Ebene verlangt zwangsläufig nach einer
Positionierung gegenüber und einem Arrangement mit verwurzelten nationalen Identitäten. Um
möglichen Konflikten zwischen diesen Identitäten und einem neuartigen ‚postnationalen‘
Gemeinsinn vorzubeugen, erscheint die Idee, die Legitimität der EU ausschließlich auf ihren
Output zu gründen, sehr verlockend. Doch während ‚Output-Legitimität‘ in der Theorie und der
Politik mehr Aufmerksamkeit verdient, als dies derzeit der Fall ist (angesichts der fehlenden
strukturellen Voraussetzungen für ‚Input-Legitimität‘, z. B. eine gemeinsame Kultur oder ein
europäischer Demos, allein), sind andere Identifikationsquellen mit ‚Europa‘ und insbesondere
der EU gleichwohl unerlässlich. Dies gilt nicht nur, weil die Mittel der EU, ‚gute Politik‘ zu
betreiben, die sie für sich reklamieren kann, beschränkt sind, sondern auch, weil jedes sich
ausschließlich auf Output verlassende politische Gemeinwesen auf unsicherem Grund steht. Zur
Entwicklung eines europäischen Zugehörigkeitsgefühls erscheint es am zielführendsten,
Output-Leistung durch Maßnahmen zu flankieren, die sowohl eine politische als auch eine
kulturelle Identität fördern, und Bottom-up-Initiativen in den Mittelpunkt zu stellen.

Geschichte und Geschichtsbewusstsein kommt in diesem Zusammenhang eine Schlüsselrolle
bei der Förderung einer ‚europäischen Identität‘ zu. Dies lässt sich wie folgt argumentieren:
Wenn die europäischen Völker sich nicht auf einen gemeinsamen Zugang zu ihrer
Vergangenheit einigen können, wie können sie dann eine gemeinsame Basis finden, mit der
Gegenwart umzugehen und die Zukunft zu gestalten? Seit einiger Zeit schon bemüht man sich
im Rahmen europäischer Politik, ein ‚europäisches historisches Gedächtnis‘ zu fördern, um dem
europäischen Projekt Legitimität zu verleihen. Es sind jedoch Zweifel angebracht, ob diese
Bemühungen zur Entwicklung einer europäischen Identität auch angemessen sind, da sie
Geschichtsbewusstsein eng auf die Erfahrungen mit dem Totalitarismus des 20. Jahrhunderts
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eingrenzen und auf kaum verschleierte Weise einer Logik von Selbstlegitimation folgen. Die
Konzentration europäischer Bemühungen für ein transnationales Geschichtsbewusstsein auf
den Holocaust und den Nationalsozialismus sowie den Stalinismus ist in zweierlei Hinsicht
problematisch. Dieser Ansatz befördert zum einen ein allzu simples und verzerrtes Schwarz-
Weiß-Bild von Geschichte, das die ‚dunkle Vergangenheit‘ von Europa als logische Alternative
zur ‚strahlenden Gegenwart‘ erscheinen lässt, und dem Reichtum sowie der Komplexität der
europäischen Geschichte nicht gerecht wird. Zum anderen wird durch die Verengung des
historischen Gedächtnisses auf den Nationalsozialismus und Stalinismus, die in den Rang eines
‚negativen Gründungsmythos‘ gerückt werden, die Bereitschaft vermindert, Stereotype und
heilige Kühe der eigenen nationalen Geschichte kritisch zu hinterfragen, und dadurch
verhindert, dass ein Gefühl einer gemeinsamen europäischen Verantwortung für die
Vergangenheit (und Zukunft) entsteht.

Dementsprechend lässt sich argumentieren, dass der Kern einer gemeinsamen europäischen
Identität eine reflektierte prozessorientierte ‚Kultur des Erinnerns‘, nicht eine aufgezwungene
und präskriptive ‚Erinnerungskultur‘ (mit normierten Ansichten über und Bezugspunkten für die
Vergangenheit Europas) sein muss. Eine solche ‚Kultur des Erinnerns‘ legt den Schwerpunkt
darauf, wie erinnert wird, und nicht an was erinnert wird. Zu diesem Zweck sind Fähigkeiten
für eine (selbst-)kritische ‚Aufarbeitung der Vergangenheit‘ notwendig, die auf nationaler Ebene
entwickelt werden müssen und Anstoß dazu geben, verschiedenartige und häufig trennende
Erinnerungen unter einem bewusst transnationalen und europäischen Blickwinkel zu prüfen und
zu hinterfragen. Für eine erfolgreiche Umsetzung sind entsprechende bildungspolitische
Maßnahme unerlässlich. Diese Maßnahmen stünden idealerweise unter dem Leitmotiv sapere
aude! („wage es, zu verstehen!“) und würden den Grundstein für eine lebendige
staatsbürgerliche politische Kultur legen. Die angestrebte ‚Kultur des Erinnerns‘ wäre ein
integraler Bestandteil davon. Die Vision ist letztlich jene einer zivilgesellschaftlichen Kultur, die
ihren Ausdruck in der Einsicht findet, dass das Gemeinwohl ein gemeinsamer Besitzstand ist
für den gemeinschaftlich Verantwortung zu tragen ist, sowie in der aktiven Beteiligung der
Bürger in politischer und sozialer Hinsicht – eine Vision, deren wesentliches Element eine
bewusste und unverfälschte ‚Arbeit an der Geschichte‘ ist.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die Ergebnisse dieser Studie hinsichtlich des Standes und der Aussichten für eine ‚europäische
Identität‘ können in den folgenden acht Empfehlungen zusammengefasst werden:

1) Feststellung, dass Identität ein schwer fassbares und im Wesentlichen
konstruktivistisches Konzept darstellt;

2) Anerkenntnis, dass kollektive Identität ein zentraler Aspekt jedes politischen
Gemeinwesens ist;

3) Kritische Abwägung der Möglichkeiten und Beschränkungen, Muster nationaler
Identitätsbildung auf eine supranationale Ebene zu übertragen;

4) Anerkenntnis des sowohl politischen als auch kulturellen Charakters einer europäischen
Identität

5) Revision bestehender Identitätspolitik(en) mit dem Ziel einer Stärkung von Bottom-up-
Ansätzen;

6) Identifizierung von historischem Gedenken als Kristallisationspunkt von
Identitätskonflikten, aber auch potentiellen Kern einer europäischen Identität;

7) Förderung einer zivilgesellschaftlichen ‚europäischen Kultur des Erinnerns‘;

8) Anerkenntnis der zentralen Rolle von Bildung.
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1. EINLEITUNG1

‚Identität‘ zählt zu den am häufigsten verwendeten Begriffen in zeitgenössischen Debatten über
die Stellung des Einzelnen in und gegenüber modernen Gesellschaften, sowie über die
Perspektiven letzterer in Zeiten einer ständig wachsenden Dynamik sozialen, wirtschaftlichen
und kulturellen Wandels. Der Begriff ‚Identität‘ ist ebenso in Debatten über die Zukunft des
Nationalstaates und supranationaler Unternehmungen wie dem ‚europäischen Projekt‘ im
21. Jahrhundert präsent. In den letzten beiden Jahrzehnten hat der Begriff inflationäre
Verbreitung gefunden, sodass einige Autoren gar vor einer „Identitätskrise“ warnen – im Sinne
einer „Krise der Überproduktion und daraus folgenden Abwertung der Bedeutung“ des Wortes
‚Identität‘.2 Der Begriff ‚Identität‘, so wie er heute fest in akademischen3 und allgemeinen
Diskursen verankert ist, zeichnet sich durch Pluralität aus und bedeutet für unterschiedliche
Personen ganz unterschiedliche Dinge.

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, zu einem besseren Verständnis des Konzepts, seiner
Ursprünge und aktueller Trends hinsichtlich seines Gebrauchs zu gelangen, bevor ‚Identität‘
und seine Herausforderungen in einem europäischen politischen Kontext genauer untersucht
werden können. Wie auch bei anderen Konzepten der Sozial- und Kulturforschung ist dies kein
leichtes Unterfangen.

1.1. Der vielschichtige Charakter von Identität
Autoren von Fachliteratur auf dem Gebiet beklagen häufig den „unterschiedlichen und oft
verallgemeinernden, undifferenzierten Gebrauch“ des Begriffs ‚Identität‘ als „theoretisches
Konstrukt“4. Die begrifflichen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit ‚Identität‘ sind jedoch
nicht nur auf die weitverbreitete Nachlässigkeit im Umgang mit dem Begriff zurückzuführen.
Darüber hinaus besteht das grundlegendere Problem, dass ‚Identität‘ an sich mehrdeutig ist:
Es gibt nicht eine einzige Bedeutung, noch nicht einmal mehrere gleichwertige Bedeutungen,
auf die man sich einigen könnte; was ‚Identität‘ bedeuten und beschreiben soll, hängt vielmehr
von dem jeweiligen Kontext ab, in dem der Begriff verwendet wird, und dem fachlichen
Hintergrund, von dem der Gebrauch abgeleitet wird.

Im akademischen Bereich etablierte sich Identität vor allem in den 1950er und 1960er Jahren
durch Wissenschaftler wie Erik H. Erikson (1902–1994) als wissenschaftlich-analytisches
Konzept. Erikson erweiterte Sigmund Freuds Frage „Wer bin ich?“ zu: ‚Wer bin ich in Bezug auf
die Gruppe und/oder Gesellschaft um mich herum?‘, ‚Wie füge ich mich ein?‘, und ‚Was
unterscheidet mich von anderen?‘.5 Erikson war der Ansicht, dass das Selbstempfinden einer
Person in der umgebenden Gesellschaft und Kultur verankert ist: Eine Person wird innerhalb
der Gesellschaft durch soziale Rollen und soziale Erfahrungen geformt (Sozialisation) und steht
vor der Herausforderung, die Rolle zu finden, die sie ‚spielen‘ möchte (Internalisierung) – in
Abhängigkeit auch von den Rollen, die die Gesellschaft zu bieten hat und die sie der Person zu

1 Besonderer Dank für ihre Unterstützung bei der Vorbereitung und Durchsicht dieser Studie ergeht an Roisin Boyd,
Emese Embersits, Michaela Franke, Patricia Henning, Lars Lehmann, Laura Limperk, Darren Neville und Maria
Papadimatou.

2 Brubaker und Cooper 2000, S. 3.
3 Die Attraktivität von Identität als Thema wissenschaftlicher Studien zeigt sich an der schieren Menge von Literatur

auf diesem Gebiet, mit zehntausenden von Publikationen, die sich verschiedenen Aspekten des Konzepts widmen.
An dieser Stelle seien einige Beispiele einflussreicher Arbeiten aufgeführt, die in jüngerer Zeit veröffentlicht wurden:
Alcoff et al. 2006; Burke und Stets 2009; Schwartz, Luyckx und Vignoles 2011; Jenkins 2014; Stets und Serpe
2016.

4 Thiel 2011, S. 29.
5 Erikson, ein Neofreudianer, ist vor allem für seine Theorie zur menschlichen psychosozialen Entwicklung bekannt,

in deren Kontext er auch den Ausdruck ‚Identitätskrise‘ (namentlich auf Unvermögen in der Jugend verweisend,
eine ‚Ich-Identität‘ zu entwickeln) prägte. Siehe Erikson 1968 und 1970.
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übernehmen erlaubt. Die Frage, wie die ‚Ich-Identität‘ in ein größeres soziales Kollektiv passt,
impliziert, dass das Konzept von Identität auf zwei verschiedenen Ebenen von Bedeutung ist,
nämlich auf der individuellen Ebene und auf der Gruppenebene.6 Die individuelle Ebene
beschreibt das ‚Selbstgefühl‘ einer Person, während es bei der Gruppenebene um die Dynamik
der Gruppe geht, zu der die Person gehört. Gleichzeitig sind diese beiden Ebenen nicht
unabhängig voneinander, sondern bilden zwei Seiten einer Medaille mit einem jeweils
unterschiedlichen Schwerpunkt; allein wenn beide Ebenen Berücksichtigung finden, ist es
möglich, das komplexe und abstrakte Konzept Identität zu fassen. Die im Laufe der Zeit
erkennbare Tendenz, Identität – ein Begriff, der ursprünglich das Individuelle und Persönliche
ausloten sollte – zunehmend auf Gruppen anzuwenden, ist daher keine unzutreffende
Erweiterung des Konzepts, sondern vielmehr in der dualen Natur des Konzepts begründet.

Diese Studie fokussiert auf kollektive Identität, insbesondere in ihrer konkreten
Ausprägungsform von ‚europäischer Identität‘. Sie bezieht sich daher vor allem auf die zuvor
erwähnte Gruppenebene von Identität. Kollektive Identität zielt insbesondere auf die Gruppe
selbst ab und betrifft die Eigenschaften, die den Gruppenmitgliedern gemeinsam sind, um diese
spezifische Gruppe von anderen Gruppen zu unterscheiden – vor allem indem abgegrenzt wird,
wer ‚drinnen‘ und wer ‚draußen‘ ist. Soziale Gruppen aller Art verwenden solche Eigenschaften
als Kennzeichen, um ihre Grenzen zu ziehen, wobei ‚Gleichartigkeit‘7 als Rechtfertigung für die
Verbindung zwischen den Gruppenmitgliedern dient. Die Gruppenmitglieder können sich in
Bezug auf ihre persönlichen Interessen, ihren sozio-ökonomischen Status usw. stark
unterscheiden. Die Gruppe akzeptiert dennoch „eine grundlegende und entsprechende
Gleichheit, die dazu führt, dass die Mitglieder sich solidarisch untereinander fühlen“.8 Die
Verbindung zwischen den Mitgliedern einer bestimmten Gruppe ist größtenteils gedanklich
konstruiert, da die individuellen Unterschiede zugunsten der betonten Gleichheit ignoriert und
von dieser überlagert werden. In der Tat: Zu den wichtigsten gemeinsamen Nennern
wissenschaftlicher Arbeiten über ‚(kollektive) Identität‘ gehört, dass Identität als etwas
Konstruiertes, Dynamisches und Erlerntes, weniger als etwas Natürliches, Feststehendes
oder Gottgegebenes betrachtet wird. Diese Sicht spiegelt den Einfluss postmoderner und
konstruktivistischer Strömungen im (akademischen) Denken des 20. Jahrhunderts wider, die
grundsätzlich in Zweifel ziehen, dass es eine ‚objektive Wahrheit‘ und ‚Bestimmtheit‘ –
konzeptioneller oder sonstiger Natur – gibt.9 Die Anerkenntnis, dass Identität nicht nur eine
individuelle Dimension und eine Gruppendimension hat, sondern auch nicht statisch ist und
keine Essenz im engeren Sinne enthält, schafft die Voraussetzung für das Verständnis, dass die
Identitäten von Menschen viele verschiedene Facetten aufweisen, sich jederzeit ändern und
sogar Widersprüche enthalten können.

Von der kollektiven Identität ist die ‚soziale Identität‘ zu unterscheiden, die die subjektive
Bedeutung einer sozialen Gruppe für das einzelne Mitglied sowie den Umfang betont, in dem
sich die einzelne Person mit dieser sozialen Gruppe identifiziert. Mit anderen Worten: Soziale
Identität bezieht sich auf die Gruppenzugehörigkeit einer einzelnen Person und darauf, in
welcher Beziehung die Person zu dieser Zugehörigkeit steht.10 Das Thema Identität wird
offensichtlich noch komplexer und schwieriger, wenn man nicht nur die Frage nach dem ‚wer

6 Siehe z. B. Kaina und Karolewski 2013, S. 17.
7 Der Begriff ‚Identität‘ hat seinen Ursprung im lateinischen identitas, einer Vorstellung von ‚Gleichheit‘, die auf die

Betonung von Gemeinsamkeiten abhebt. Dies führt wiederum zu der Frage, wie Identität und Vielfalt in Einklang
gebracht werden können.

8 Fligstein 2009, S. 134.
9 Siehe z. B. Schmitt-Egner 2012, S. 34; Scott und Marshall 2009, S. 333.
10 Siehe z. B. Amiot et al. 2007, S. 366. Soziale Identität erweist sich somit als Schlüsselelement, um eine Person an

ihre soziale Gruppe zu binden. Anthropologen sprechen von „Eigenschaften von Gleichheit in dem Sinne, dass
Personen sich selbst auf der Grundlage desselben hervorstechenden gemeinsamen Merkmals Gruppen oder
Kategorien zuordnen oder von anderen zugeordnet werden“ (Byron 1999, S. 229).
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identifiziert sich mit wem oder womit ‘ stellt, sondern auch jene nach dem ‚warum‘ und ‚aus
welchem Grund‘.11 Versuche, den Grad an ‚Identifikation‘ tatsächlich zu messen – der als
„Prozess [...] uns selbst in sozial konstruierten Kategorien zu verorten“ definiert werden kann12,
was ein wesentliches Merkmal von ‚Identität‘ ist, damit jedoch nicht verwechselt werden darf,
und der auch als ‚Selbstkategorisierung‘ bezeichnet werden kann –, gestalten sich
dementsprechend schwierig. Drei zentrale Dimensionen des Identifikationsprozesses können
jedoch unterschieden und herangezogen werden, um die Verbundenheit einer Person mit einer
bestimmten Gruppe zu untersuchen:

a) die kognitive Dimension, bei der angenommen wird, dass die einzelne Person sich ihrer
Gruppenzugehörigkeit bewusst sein muss, um sich mit der Gruppe zu identifizieren;

b) die emotionale Dimension, bei der angenommen wird, dass Personen entweder
emotional mit der Gruppe verbunden sein können oder sie ablehnen;

c) die evaluative Dimension, bei der angenommen wird, dass die Person die Gruppe und
damit ihre Zugehörigkeit entweder negativ oder positiv bewertet.13

Wenn diese drei Dimensionen miteinander verbunden werden, kann soziale Identität „als der
Teil des Selbstverständnisses der Person verstanden werden, der sich von ihrem Wissen um
die Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe (oder Gruppen) zusammen mit dem Wert und der
emotionalen Bedeutung, die mit dieser Zugehörigkeit verknüpft sind, ableitet“.14 Erkennt man
an, dass man zu einer Gruppe gehört, heißt dies nicht unbedingt, dass damit positive Emotionen
und Urteile verbunden sind15, insbesondere dann nicht, wenn soziale Identität nicht gewählt,
sondern auferlegt wird. Fakt ist, dass Menschen nicht immer frei bestimmen können, welcher
sozialen Gruppe sie sich zuordnen: Sie können auch von anderen dieser Gruppe zugeordnet
werden. Ein offensichtliches Beispiel ist Nationalität, die im Wesentlichen das Ergebnis der
Umstände ist (z. B. Nationalität der Eltern oder Geburtsort). Die soziale Identifikation ist ferner
dazu angetan, in Abhängigkeit vom sozialen Kontext zu fluktuieren.16 Situative Änderungen
in Bezug auf Identifikation sind eng mit ‚Identitätsdarstellung‘ (identity performance) und
sozialem Vergleich verknüpft: Identitätsdarstellung bezieht sich darauf, dass Personen ihre
Identitäten aktiv schaffen und formen, indem sie verschiedene Identitätsaspekte je nach
Situation hervorheben;17 sozialer Vergleich bedeutet, dass ein Mitglied einer sozialen Gruppe
den Stil, die Werte oder das Verhalten, die zu seiner Gruppe gehören, mit denjenigen einer
anderen Gruppe vergleicht, die die Person als anders empfindet. Man kann durchaus
argumentieren, dass „sich der Stellenwert der Eigenschaften der eigenen Gruppe größtenteils
von den wahrgenommenen Unterschieden von anderen Gruppen ableitet“.18 Der spezifische
soziale Kontext und das Gewicht, das dieser auf ein spezifisches Attribut legt, bestimmen,
welche Identitätsattribute tatsächlich verglichen werden.19 Um die Dinge noch komplizierter zu
machen, können Personen auch mehrere soziale Identitäten annehmen, wenn sie sich
mehreren Gruppen zuordnen können.

11 Siehe Risse 2010, S. 19; Kaina und Karolewski 2013, S. 16.
12 Scott und Marshall 2009, S. 331.
13 Siehe Klein 2014, S. 26 f.
14 Tajfel 1981, S. 255.
15 Das heißt, auch wenn sich eine Person mit einer Gruppe identifiziert, weil sie sich ihrer Zugehörigkeit bewusst ist,

muss diese Person nicht unbedingt eine positive Verbundenheit mit der Gruppe fühlen.
16 Um das Beispiel von Nationalität aufzugreifen: Eine Person kann sich - je nach Kontext - manchmal mehr

französisch, deutsch, usw., und manchmal mehr europäisch fühlen.
17 Siehe Haralambos und Holborn 2008, S. 665. Um eine Identität zum Ausdruck zu bringen oder zu ‚spielen‘, können

Personen unterschiedliche Mittel verwenden, z. B. Symbole, Verhalten oder die Betonung bestimmter Werte.
18 Tajfel 1981, S. 258.
19 Siehe Amiot et al. 2007, S. 367. Der soziale Vergleich steht in Gegensatz zu autonomen Formen sozialer Identität,

die interne Bewertungsstandards verwenden. Siehe Amiot und Aubin 2012, S. 564.
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Studien zur Identität erweisen sich als komplexes und heterogenes Terrain. Dies ist nicht nur
darauf zurückzuführen, dass es (1) zahlreiche Ebenen und Formen von Identität gibt, die
unterschieden werden müssen, sowie (2) vielfältige Variablen, die eine Rolle spielen und
berücksichtigt werden müssen, sondern auch, dass es (3) erhebliche Unterschiede in Bezug auf
konkrete Interessenschwerpunkte und methodische Ansätze verschiedener
(Sozial-)Wissenschaften gibt. Hier nur einige Beispiele:

 die Psychologie untersucht die emotionalen und kognitiven Determinanten für die
Ausprägung der individuellen und sozialen Identität, das Gefühl von Identität und das
Selbstgefühl (wer bin ich?);

 die Soziologie befasst sich mit der gesellschaftlichen und sozialen Ausbildung einer
sozialen und kollektiven Identität durch narrativen Diskurs;

 die Politikwissenschaft analysiert die institutionellen Strukturen und normativen
Funktionen der kollektiven Identität (Demos, Legitimität) sowie die individuellen,
sozialen und kulturellen Determinanten der politischen Identität (politische Kultur,
Staatsbürgerschaft);

 die Anthropologie beschäftigt sich mit Werten und Bedeutungsinterpretationen sowie
kulturellen Aspekten wie Sprache, Religion, Symbolen, Ritualen und Lebensweisen als
Konstrukte und Grundlage von Identität;

 die Geschichtswissenschaft geht dem Verhältnis zwischen kulturellem Erbe und
kollektivem Gedächtnis sowie dem Entstehen, Fortbestehen und Ändern von
‚Identitäten‘ nach;

 die Geographie untersucht territoriale/räumliche Ausgrenzungs- und
Integrationsprozesse und den Aufbau kognitiver Karten.20

Ausgehend von dieser vorläufigen Analyse des Identitätskonzepts können einige allgemeine
Folgerungen gezogen werden:

a. Identität als Begriff ist in den letzten Jahrzehnten inflationär verwendet worden, was auf
einen darin innewohnenden Reiz, aber auch eine potenziell immanente Beliebigkeit der
Bedeutungen schließen lässt, die dem Begriff zugeschrieben werden können; der Grund
ist vor allem darin zu suchen, dass

b. Identität eine hochkomplexe, um nicht zu sagen problematische, empirische Kategorie
darstellt, die sich eindeutigen Begriffsbestimmungen und Einordnungen entzieht, und

c. dass Identität an der Wegscheide von persönlichem und gesellschaftlichem Leben steht,
weshalb bei der Untersuchung von Identität sowohl individuelle als auch
Gruppenaspekte in ausgewogener Weise berücksichtigt werden müssen; folglich

d. ist der Wert des Konzepts für abstrakte und verallgemeinernde Beschreibungen
kollektiver Entitäten begrenzt, was gleichermaßen für seine Eignung gilt, Bezugspunkt
für politisches Handeln zu sein.

Mit diesen Feststellungen wollen wir uns nunmehr nationaler Identität als einem spezifischen
Ausdruck von kollektiver Identität zuwenden, und deren Realisierbarkeit sowie die damit
verbundenen Herausforderungen in einem politischen Kontext untersuchen.

1.2. Nationale kollektive Identität
Generell lässt sich sagen, dass der Aufbau einer kollektiven Identität, die auf Gemeinsamkeiten
beruht, umso schwieriger ist, je größer und heterogener eine Gruppe ist, da mehr individuelle
Interessen, Verhaltensweisen usw. in Einklang gebracht werden müssen. Oder anders

20 Siehe Schmitt-Egner 2012, S. 32.
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ausgedrückt: Je größer die Gruppe ist, desto stärker müssen die (angenommenen)
Gemeinsamkeiten abstrahiert werden. Gruppen, die nach ihrer geografischen Reichweite
festgelegt werden, sind ein offensichtliches Beispiel: Während es noch verhältnismäßig einfach
sein mag, gemeinsame Elemente unter den Mitgliedern einer lokalen Gemeinschaft zu finden
(z. B. Besuch der gleichen Schule oder ähnlicher sozio-ökonomischer Hintergrund), so erweisen
sich gemeinsame Charakteristika auf regionaler Ebene bereits als weniger konkret (z. B.
kulturelle Gemeinsamkeiten wie ein spezieller Dialekt), und werden auf supraregionaler Ebene
noch abstrakter (z. B. gemeinsame Geschichte oder Religion). Paradoxerweise jedoch wird das
Konzept der kollektiven Identität am häufigsten im Zusammenhang mit Nationen und
Nationalstaaten verwendet, die hochdifferenzierte und große (bis Mitte des 20. Jahrhunderts
für die meisten Menschen sogar die größten vorstellbaren) soziale ‚Wir-Gruppen‘
repräsentieren.

Dieses Paradoxon ist auf den überwältigenden Erfolg des Modells ‚Nation(alstaat)‘ als dem
Modell für die politische, sozio-ökonomische und kulturelle Ordnung und Organisation von
Gesellschaften seit dem 17. Jahrhundert zurückzuführen. Es wurde damit auch zu dem am
stärksten verbreiteten Bezugspunkt für kollektive Identität. Aus diesem Grund und angesichts
der Tatsache, dass sich kollektive Identität leicht politisch instrumentalisieren lässt, avancierte
nationale Identität zu einem beherrschenden Thema von Wissenschaftlern und Politikern
gleichermaßen. Der Reiz von Identität als einem politischen Instrument beruht darauf, dass sie
‚Einheit‘ schaffen oder stärken und ein ‚Zugehörigkeitsgefühl‘ fördern kann – unverzichtbare
Elemente zur Legitimierung jedweder politischer Ordnung. Hinzu kommt, dass durch politische
Maßnahmen aktiv auf die (kollektive) Identität Einfluss genommen werden kann, und somit die
Chance besteht, ‚Einheit‘ und ‚Zugehörigkeit‘ mit dem politisch Erwünschten in Einklang zu
bringen. Im Fall von Nationalstaaten zielen identitätsfördernde Maßnahmen daher darauf ab,
diese besondere Form eines politischen Gemeinwesens zu substantiieren, indem insbesondere
seine Grundlage definiert und ausgestaltet wird – ein Volk, das gemeinsame Merkmale teilt. In
dieser Hinsicht müssen zwei Aspekte unterschieden werden:

a. das Wesen kollektiver Identität, zu der auch die Attribute gehören, die man haben sollte,
um zum Kollektiv zu gehören; und

b. Zweck und Funktion kollektiver Identität, und wofür sie genutzt wird.

Im Zusammenhang mit dem Wesen einer nationalen kollektiven Identität hat der britische
Soziologe Anthony D. Smith fünf grundlegende Elemente festgehalten:

 ein historisches Gebiet oder Heimatland;
 gemeinsame Mythen und gemeinsames Geschichtsbewusstsein;
 eine gemeinsame Massenkultur;
 gemeinsame (gesetzliche) Rechte und Pflichten; und
 eine gemeinsame Wirtschaft.21

Diese materiellen – im Wesentlichen geschichtlich-kulturellen – Dimensionen einer nationalen
Identität stehen in enger und reflexiver Verbindung zu den Funktionen, die der nationalen
Identität zugeschrieben werden. Für die identitäre Bestimmung einer Nation ist in jedem
Fall ein erhebliches Maß an Konstruktivismus und auch Vorstellungskraft erforderlich, auch
unter dem Gesichtspunkt der Berücksichtigung der Vielzahl an Personen in ihrer ganzen Vielfalt,
die zu einem gemeinsamen ‚Ganzen‘ verschmolzen werden müssen. Durch die Betonung der
konstruierten Natur von Identitäten und insbesondere von nationalen Identitäten hat Benedict
Anderson in diesem Zusammenhang das bekannte Konzept der ‚vorgestellten

21 Siehe Smith 1991, S. 14.
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Gemeinschaften‘ (imagined communities) geprägt. Eine Nation ist seiner Ansicht nach
„vorgestellt, weil die Angehörigen selbst der kleinsten Nation die meisten anderen
Mitangehörigen niemals kennen, ihnen niemals begegnen oder auch nie nur von ihnen hören
werden, aber im Kopf eines jeden existiert die Vorstellung ihrer Gemeinschaft“. Gleichzeitig
stellt eine Nation eine Gemeinschaft dar, weil sie „unabhängig von realer Ungleichheit und
Ausbeutung als kameradschaftlicher Verbund von Gleichen verstanden wird. Es war diese
Brüderlichkeit, die es in den letzten zwei Jahrhunderten möglich gemacht hat, dass Millionen
von Menschen für so begrenzte Vorstellungen nicht getötet haben, sondern vielmehr bereitwillig
gestorben sind.“22

Ähnlich wie bei anderen Formen der (kollektiven) Identität können Abgrenzungsmomente und
häufig auch Ausgrenzung eine wichtige Rolle spielen: Unterschiede werden bewusst
hervorgehoben oder sogar künstlich geschaffen, um den einzigartigen Charakter ‚der (einen)
Nation‘ zu betonen und sie von anderen Nationen und/oder spezifischen
(Minderheiten-)Gruppen innerhalb dieser Nation abzuheben. Zwei Gruppen oder Nationen
können objektiv betrachtet mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede aufweisen, und doch
werden eher letztere als erstere betont, um Unterscheidung oder Konfrontation zu begründen.
Die Essentialisierung von ‚Identität‘ und ‚Nation‘ sowie die Schaffung einer Wir-Gruppe im
Gegensatz zu einer Sie-Gruppe ist charakteristisch für verschiedene – vergangene und
gegenwärtige – Formen von Nationalismus: Nationalismus als soziale und politische Bewegung
beschwört eine geeinte Gemeinschaft, die tendenziell als ‚besonders‘ bezeichnet wird und in
der Lage ist, die vorgestellte Gemeinschaft sowie die Ziele der Nation aktiv und entschlossen
zu erreichen, zuweilen auch mit militanten und gewaltsamen Mitteln.

Letzten Endes jedoch sind Nationen – genau wie Nationalismen –nur „kulturelle Artefakte
bestimmter Art“,23 denen eine ‚absolute Natur‘ und klare Finalität fehlt. Die Schaffung
homogener Nationen, die um eindeutige nationale Identitäten herum aufgebaut sind und von
diesen geleitet werden, war in der Vergangenheit ein gewagtes Unterfangen und wird es in
Zukunft in noch stärkerem Maße sein. Die Schwierigkeiten zur Bildung einer nationalen Identität
sind offensichtlich, wenn man berücksichtigt, dass die meisten modernen Gesellschaften rund
um den Globus – einschließlich der westlichen Gesellschaften – weit weniger einheitlich sind als
sie auf den ersten Blick erscheinen mögen, da es eine Reihe von potentiellen und realen
Differenzen gibt, die Gemeinschaftsbildung zu einer Herausforderung machen:

 Unterschiede in Bezug auf soziale Klasse, Bildung usw.;
 regionale Diskrepanzen (zum Beispiel Nord- und Südstaaten in den USA, Flandern und

Wallonien in Belgien, Nordirland, Schottland, Wales und England im Vereinigten
Königreich);

 Minderheiten oder Einwanderergruppen, die eigene Traditionen, einschließlich Sprachen,
pflegen, anstatt sich zu akkulturieren.

Differenzen dieser Art innerhalb einer bestimmten politischen Einheit sind nicht leicht zu
überwinden und manifestieren sich in der Schwierigkeit, allgemein anerkannte
Orientierungspunkte und Normen zu finden, auf denen eine für alle gültige ‚nationale Identität‘
aufgebaut werden kann. Wenn indes das Modell der Nation (bzw. des Nationalstaates) – und
damit das Modell der nationalen Identität – an sich fragil ist und in einer globalisierten Welt
zunehmend infrage gestellt wird, wie sehen dann die Chancen für eine transnationale
Gemeinschafts- und Identitätsbildung aus? Dieser Frage wird im folgenden Abschnitt mit
Blick auf Europa und die Europäische Union nachgegangen.

22 Anderson 1991 [1983], S. 7. Die deutsche Übersetzung von Andersons Buch Imagined Communities trägt den Titel
Die Erfindung der Nation.

23 Anderson 1991 [1983], S. 4.
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2. ‚EUROPÄISCHE IDENTITÄT‘: KOMPLEXITÄT UND
POLITIK

Identität ist ein vielschichtiges Konzept, und es stellt eine Herausforderung dar, dieses Konzept
auf (imaginierte) Gemeinschaften anzuwenden, die so groß wie Nationen sind. Die Aufgabe ist
umso herausfordernder, untersucht man Identität auf trans- oder supranationaler Ebene,
insbesondere „europäischer“, angesichts der nationalen, kulturellen und sprachlichen Vielfalt
des Kontinents. Ungeachtet dessen, oder vielleicht genau aus diesem Grund, befasst sich eine
kaum überschaubare Menge an Literatur mit „europäischer Identität“ aus verschiedenen
Blickwinkeln und unter Bemühung unterschiedlichster fachspezifischer sowie methodischer
Perspektiven und Ansätze.24

Der Forschung zu Fragen europäischer Identität, die mit der Zeit zu einem multidisziplinären
und teilweise interdisziplinären Unterfangen geworden ist,25 ist gemein, es nicht nur mit einem
so multidimensionalen wie wenig fassbaren Konzept wie Identität zu tun zu haben, sondern
auch ‚Europa‘ beziehungsweise ‚europäisch’ definieren zu müssen. Was ist eigentlich unter
Europa zu verstehen, und auf welches Europa wird Bezug genommen? Europa als geografischer
Raum? Europa im kulturellen Sinn? Die Europäische Union? Oder vielleicht Europa als eine Art
‚transzendentale‘ Utopie oder ein Modell? In vielen Fällen fehlt eine eindeutige Definition, und
ein Großteil der Literatur tendiert zu einer eher generischen Verwendung des Begriffs, ohne
zwischen Identifikation mit Europa und Identifikation mit der Europäischen Union zu
unterscheiden. Diese Tatsache kann indes nicht allein auf fehlende begriffliche Klarheit
zurückgeführt werden, sie trägt auch der bedeutenden Rolle Rechnung, die die EU bei der
Definition dessen gespielt hat, was Zugehörigkeit zu Europa heute bedeutet.26 Wenn jedoch ein
spezifischer Zusammenhang zwischen der EU und einer europäischen Identität geltend gemacht
werden kann, so kommt der EU eine aktive Rolle bei der Gestaltung europäischer Identität und
ihrer Intensität zu.

Bevor wir uns der aktuellen und möglichen künftigen EU-Politik zur Schaffung und/oder
Stärkung einer bestimmten Form einer gemeinsamen ‚europäischen Identität‘ (hier im
Wesentlichen im Sinne von Identifikation mit einer transnationalen, politischen europäischen
Gemeinschaft verstanden) zuwenden, müssen die Ansatzpunkte für eine transnationale
europäische Identitätspolitik genauer in den Blick genommen werden; sprich: der Kern, um
den eine ‚europäische Identität‘ sinnvollerweise aufgebaut werden kann.

24 Dazu gehören Untersuchungen von Philosophen, Politikwissenschaftlern, Forschern auf dem Gebiet der
internationalen Beziehungen, Historikern, Psychologen, Anthropologen und Soziologen. Es gibt ferner eine große
Sammlung an Arbeiten zu verschiedenen Aspekten von ‚europäischer Identität‘, wie etwa Europäisierung (siehe
z. B. Harmsen/Wilson 2000; Börzel/Risse 2000), demokratische Staatsbürgerschaft (z. B. Habermas 2005;
Habermas 2006; Castiglione 2009) und Euroskeptizismus (Hooghe und Marks 2005; Szczerbiak und Taggart 2008),
aber auch EU-Außenpolitik (z. B. Katzenstein 1997; Manners 2002), Migration (siehe z. B. Recchi und Favell 2009)
und territoriale Politik (Keating 2001a, 2001b; Bourne 2008), um nur einige zu nennen.

25 Siehe Cini 2006.
26 Siehe z. B Risse 2004, S. 255, in Bezug auf die ‚Identitätshegemonie‘ der Europäischen Union. Die EU nimmt in

geografischer Hinsicht zwar nicht den größten Teil Europas ein (die westlichen Landesteile von Russland gehören
nicht dazu), die meisten europäischen Staaten und Nationen sind jedoch Teil des ‚Projekts‘. Die Vorstellung, dass
die EU Europa an sich verkörpert, kann auch an ihren Symbolen festgemacht werden: Sowohl die europäische
Hymne als auch die europäische Flagge haben viele Jahre den Europarat repräsentiert, bevor sie 1985 zu den
offiziellen Symbolen der damaligen Europäischen Gemeinschaft wurden.
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2.1. Komplexität einer europäischen Identität
Wie bei anderen Formen kollektiver Identität lautet eine grundlegende Frage, was europäische
Identität eigentlich umfasst und worauf sie beruht. In Anbetracht des konstruktivistischen
Charakters jeder Form von Identität und Identitätsbildung gilt es auch zu fragen, woraus die
Substanz einer solchen Identität besteht oder bestehen sollte.

In diesem Zusammenhang gibt es zwei grundlegende Auffassungen zu den Grundlagen und
dem Wesen einer europäischen Identität:

I. Europa als kulturelle Gemeinschaft mit gemeinsamen Werten, die eine ‚kulturelle
Identität‘ konstituieren;

II. Europa als politische Gemeinschaft mit gemeinsamen demokratischen Verfahren, die
eine ‚politische Identität‘ konstituieren.

Zu I. Europa als kulturelle Gemeinschaft mit gemeinsamen Werten:
Nach dieser Auffassung bilden gemeinsame Werte, die auf einem gemeinsamen
(kulturellen) Erbe und gemeinsamen (historischen) Erfahrungen gründen, das Substrat
einer europäischen Identität. Die grundlegende Annahme lautet in diesem Fall, dass eine
Gemeinschaft – insbesondere jedoch eine politische Gemeinschaft – auf kulturellen
‚Fundamenten‘ ruht, und dass kollektive Identität aus einer gemeinsamen Sprache, Geschichte
und/oder Kultur erwächst. Geteilte Werte garantieren den Zusammenhalt der Gemeinschaft
und bilden gleichzeitig die Grundlage für kollektives (politisches) Handeln. Stabilität und
Realisierbarkeit der Gemeinschaft sind damit abhängig von deren Charakter als eine ‚kulturelle
Gemeinschaft‘. Auf die EU angewandt bedeutet dies, dass eine historisch begründete Identität,
die auf gemeinsamen Werten beruht, für den Erfolg des europäischen Integrationsprojekts von
ausschlaggebender Bedeutung ist. Diese Werte erfüllen die zweifache Funktion als
Ausgangspunkt und Orientierungsrahmen für konkretes politisches Handeln. In diesem
Zusammenhang ist die Rede von einem ‚europäischen kulturellen Erbe‘ nicht nur Ausdruck einer
kollektiven Identität, sondern auch Quelle einer gemeinsamen Wertorientierung.

Eine solche Konzeption von europäischer Identität jedoch sieht sich bedeutender Kritik
ausgesetzt. Der vielleicht größte Vorwurf mit Blick auf die Idee beziehungsweise das Ideal von
Europa als einer kulturellen Gemeinschaft fußt darauf, dass in hohem Maße Anleihe bei
herkömmlichen Identitätskonzepten genommen wird, die auf den Nationalstaat zurückgehen
und eine direkte Verbindung zwischen Herkunft, Kultur und Politik unterstellen. Die Anwendung
dieser ‚identitären‘ Identitätskonzepte27 auf europäischer Ebene wurde mit normativen und
empirischen Argumenten infrage gestellt. Einerseits bringen Kritiker vor, dass genau diese
identitären Konzepte mit ihren national(istisch)en und partikularistischen Annahmen den Weg
für den Chauvinismus und die traumatischen Erfahrungen von Massengewalt und Völkermord
im 20. Jahrhundert geebnet haben – oder zumindest ein wirkmächtiges Instrument zu deren
Legitimierung waren –, sodass sie als Modelle für die Zukunft ungeeignet sind. Andererseits
wird argumentiert, dass die ‚Universalisierung‘ identitärer Konzepte, die der
Nationalismusforschung entlehnt und entsprechend am Modell der Nation und des
Nationalstaates orientiert sind, in empirischer Hinsicht unzulänglich, um nicht zu sagen
unbrauchbar, ist; konkret deshalb, da sie die Realitäten der EU als eine transnationale und
multikulturelle Entität vernachlässigt und mit diesen in Konflikt gerät, zugleich historische
Beispiele von multinationalen Reichen wie die Habsburger Monarchie oder das Osmanische
Reich negierend. Diese Kritik hat zur Entwicklung alternativer Konzepte von europäischer

27 An dieser Stelle sei erwähnt, dass identitäre Identitätskonzepte zwar häufig aus der Idee von (gemeinsamen)
kulturellen Werten entstehen, wie der deutsche Begriff der ‚Kulturgemeinschaft‘ zeigt, dass es jedoch auch noch
andere Bezugspunkte gibt. Ein augenfälliges Beispiel ist das biologistische Konzept der
‚Abstammungsgemeinschaften‘.
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Identität beigetragen, bei denen der Charakter Europas als eine Form von ‚postnationaler
Demokratie‘ betont wird, die eine generische politische Identität konstituiert.

Zu II. Europa als politische Gemeinschaft mit gemeinsamen demokratischen
Verfahren:
Das Konzept von Europa als politischer Gemeinschaft legt den Schwerpunkt auf ‚politische
Identität‘ und unterstellt die Notwendigkeit einer Trennung von Kultur und Politik, damit ein
paneuropäisches Zugehörigkeitsgefühl entstehen kann. Zu den am meisten verbreiteten
Konzepten einer europäischen politischen Identität gehört jenes von
‚Verfassungspatriotismus‘, zu dessen bekanntestem Vertreter der deutsche Philosoph
Jürgen Habermas (geb. 1929) zählt. Der Begriff Verfassungspatriotismus wurde Ende der
1970er Jahre von Dolf Sternberger (1907–1989) geprägt und beruht auf der Annahme, dass
Menschen ein Gefühl der Verbundenheit mit liberalen demokratischen Institutionen, nicht einer
nationalen Kultur, entwickeln sollten. Gruppenidentität wird daher begrifflich neu gefasst und
zielt im Wesentlichen auf die Bindekraft demokratischer Bürgerschaft anstatt auf die kulturelle
und/oder ethnische Identifikation einer Person ab; etwas, was insbesondere in modernen
Staaten, die durch das Nebeneinander mehrerer sprachlicher, kultureller und
Gruppenidentitäten gekennzeichnet sind, als wichtig – wenn nicht unverzichtbar – angesehen
wird.28 Vor allem für multiple, zu einer gemeinsamen supranationalen Entität wie der EU
gehörende Nationalstaaten gilt das Konzept des Verfassungspatriotismus als zentral.29

Schon der Begriff Verfassungspatriotismus legt nahe, dass demokratische Strukturen und
Institutionen eine ausschlaggebende Rolle bei der Entstehung einer ‚politischen Identität‘ zu
spielen haben. Die ‚Verfassung‘ des betroffenen politischen Systems ist jedoch nur eines von
zwei elementaren Elementen, die als eng miteinander verknüpft anzusehen sind. Das andere
Element stellen der demokratische Prozess und aktive bürgerschaftliche Beteiligung dar.
Während demokratische Institutionen die Basis und den Bezugspunkt für die Entwicklung einer
kollektiven Identität bereitstellen, wird davon ausgegangen, dass die Identifikation mit diesen
Institutionen für den Demos nur über den demokratischen Prozess erfolgen kann. Die politische
Gemeinschaft kann sich daher nur über das aktive Zusammenspiel der Bürgerinnen und Bürger
im Rahmen eines öffentlichen (politischen) Raums materialisieren, der den notwendigen
Platz für öffentliches Denken und Diskutieren bietet. Was im Wesentlichen entstehen muss, ist
eine demokratische politische Kultur, die auf institutionell garantierten
(staats-)bürgerlichen Rechten und politischer Teilhabe gründet, und die für alle offen ist; eine
Kultur, die im Gegensatz zu ‚geschlossenen‘ national(istisch)en Kulturen steht, die spezifische
ethno-kulturelle Werte repräsentierten und durch diese (prä-)determiniert sind. Dieses Konzept
lässt ein im Wesentlichen republikanisches Verständnis von Nation als einer Gemeinschaft von
Staatsbürgern erkennen, die durch einen gemeinsamen (demokratischen) Willen und aktive
bürgerschaftliche Beteiligung miteinander verbunden sind. Auf diese Weise wird der
konstruktivistische Charakter von Gemeinschaftsbildung hervorgehoben und Primordialismus
in seiner Annahme, dass Nationen alte und quasi-natürliche Phänomene sind,
zurückgewiesen.30 Laut Habermas erweise sich „ein Konsens über die Verfahren legitimer
Rechtsetzung und Machtausübung“ –31 anstatt eines Konsenses über letztlich diskriminierende
‚kulturelle Werte‘ im engeren Sinne – für moderne Gesellschaften als notwendig und
vielversprechend, da dadurch eine neuartige Form der Legitimation entwickelt werden könne,
beruhend auf einer neuen und abstrakteren Art der sozialen Integration.32

28 Siehe z. B. Tonkiss 2013.
29 Siehe z. B. Lacroix 2002.
30 Zu diesem Thema siehe z. B. Köster 1995.
31 Habermas 1994, S. 135.
32 Siehe z. B Habermas 1976.
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Ähnlich wie die Vorstellung von Europa als einer kulturellen Gemeinschaft und einer
Gemeinschaft geteilter Werte ist jedoch auch das Konzept des ‚Verfassungspatriotismus‘ als
Grundlage einer europäischen ‚politischen Identität‘ auf erhebliche Kritik gestoßen. Kritiker
weisen vor allem darauf hin, dass eine politische Identität, die in erster Linie auf rationalen
demokratischen Institutionen und Verfahren beruht, nicht nur zu abstrakt sei, sondern auch
Elemente von Begeisterung und Leidenschaft vermissen lasse.33 Eine affektive Bindung an das
politische Gemeinwesen, die als zentral für die Entwicklung einer tiefen Verbundenheit der
Mitglieder einer Gemeinschaft untereinander erachtet wird, und die für die meisten Formen von
nationaler Identität und Identitätsbildung kennzeichnend ist, fehle größtenteils. Deutliche
Bezugnahmen auf ein (Staats-)Gebiet und eine Bevölkerung –zusammen mit der Staatsgewalt
(bisweilen einfach als ‚Regierung‘ bezeichnet) die drei gemeinhin anerkannten Merkmale eines
Staates in der klassischen Rechtstheorie –34 fehlen darüber hinaus ebenso wie starke
Anknüpfungspunkte an eine (gemeinsame) Sprache und Geschichte.

Hinzu kommt, dass die Darstellung von ‚Verfassungspatriotismus‘ als ein offenes und
integrierendes Konzept infrage gestellt werden kann, da die Zugehörigkeit zur Wir-Gruppe nach
wie vor an ein strenges Kriterium geknüpft ist, nämlich die Zustimmung zum bestehenden
Verfassungsrahmen. Bürgerinnen und Bürger, die diesen Rahmen ablehnen oder sich weigern,
sich aktiv am demokratischen Prozess zu beteiligen, werden daher an die Ränder der politischen
Gemeinschaft gedrängt. Andere Kritiker verweisen auf potentielle Konflikte, die aus
traditionellen Glaubensüberzeugungen der Bürgerinnen und Bürger erwachsen können,
insbesondere Überzeugungen religiöser Art. Solche Überzeugungen lassen sich unter
Umständen nicht leicht in eine auf Verfassungspatriotismus gründende ‚zivilgesellschaftliche
Religion‘ integrieren, insofern als eine säkulare und rationale Moralität nicht oder nur unter dem
Vorbehalt anerkannt wird, dass religiösen Überzeugungen weiterhin Vorrang eingeräumt wird.35

Andere Kritiker wiederum bringen vor, dass die Idee eines europäischen öffentlichen Raums –
auf dem das Konzept einer transnationalen politischen Identität im Wesentlichen beruht –
irreführend ist: Nicht nur fehlen echte europäische Medienkanäle, auch bleiben die Politik der
EU und zivilgesellschaftliche politische Aktivitäten bestimmt durch nationale Kontexte. Dies
zeigt sich auch daran, dass es keine wirklich transeuropäischen Parteien gibt, die sich in
Europawahlen messen. Nicht zuletzt wird kritisch auf den spezifischen deutschen Kontext
verwiesen, in dem das Konzept des Verfassungspatriotismus ursprünglich entwickelt wurde.
Dieser theoretische Ansatz könne zwar in der Tat auf das (West-)Deutschland der
Nachkriegszeit angewendet werden, seine Grundsätze und Grundannahmen seien jedoch nicht
zu verallgemeinern und auf andere politische Einheiten und Situationen zu übertragen.36

Somit zeigt sich, dass sowohl ‚kulturelle‘ als auch ‚politische‘ Konzepte europäischer Identität
auf genuine Kritik stoßen. Was sie miteinander verbindet, ist indes nicht nur die Tatsache, dass
beiden Vorhaltungen gemacht werden, sondern auch die übergreifende Frage, wie mit dem
Nationalstaat zu verfahren ist, der weiterhin der dominante politische Bezugspunkt im
heutigen Europa und darüber hinaus ist. Stellen Nationalstaaten ein Hindernis für die Bildung
einer europäischen Identität dar, oder sind sie eher eine Voraussetzung dafür? Soll die
europäische Identität die bestehenden nationalen Identitäten ersetzen, oder sie nur einfach
ergänzen? Viele der polemischen Aspekte, die die politische und öffentliche Debatte über
europäische Identität, ihre Erwünschtheit und Realisierbarkeit kennzeichnen, sind auf
unterschiedliche Sichtweisen hinsichtlich der Rolle und Zukunft von Nationen sowie des
angemessenen Zugehörigkeitsgefühls in einem vereinten Europa zurückzuführen. Es

33 Siehe z. B Yack 1996.
34 Besonders erwähnenswert in diesem Zusammenhang sind die Werke von Georg Jellinek, der in seiner Drei-

Elemente-Lehre Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt als die drei konstituierenden Elemente eines Staates
nennt. Siehe z B. Jellinek 1900.

35 Siehe z. B. Breda 2013.
36 Zur Kritik, dass der Ansatz des Verfassungspatriotismus zu spezifisch deutsch ist, siehe z. B. Turner 2004.
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überrascht daher nicht, dass dieses Thema in allen auf eine europäische Identität gerichteten
politischen Initiativen und Maßnahmen der EU in hohem Maße gegenwärtig war, sei es in
Bemühungen, europäische Identität verständlicher zu machen, oder die Verbundenheit mit
Europa und der EU im Besonderen aktiv zu fördern.

2.2. Politik der EU
Die europäischen politischen Eliten haben seit Beginn der europäischen Integration versucht,
den bestehenden nationalen kollektiven Identitäten eine transnationale Ebene hinzuzufügen.
Diesen Bemühungen lag die Annahme zugrunde, dass ein Zugehörigkeitsgefühl zu Europa
geweckt werden muss, das über die wirtschaftliche und institutionelle Dimension hinausgeht.
Es war jedoch nicht vor 1973, bis ein maßgeblicher Schritt in Richtung einer offiziellen und
normativen Erklärung zur Identität gemacht wurde, als die neun Außenminister der damaligen
‚Europäischen Gemeinschaften‘ am 14. Dezember das Dokument über die europäische
Identität in Kopenhagen annahmen.37

Nicht ohne ein gewisses Pathos wird in diesem Dokument festgehalten, dass „die Zeit für
gekommen [gehalten wird], ein Dokument über die europäische Identität auszuarbeiten“. Zur
näheren Bestimmung „der europäischen Identität“ sei Folgendes nötig:

 das gemeinsame Erbe, die eigenen Interessen, die besonderen Verpflichtungen der neun
Mitgliedstaaten und den Stand des Einigungsprozesses in der Gemeinschaft zu erfassen;

 den bereits erreichten Grad des Zusammenhalts gegenüber der übrigen Welt und die
daraus erwachsenden Verantwortlichkeiten festzustellen;

 den dynamischen Charakter des europäischen Einigungswerkes zu berücksichtigen.

Die unterzeichnenden europäischen Staaten, „deren Vergangenheit ebenso wie die egoistische
Verteidigung falsch verstandener Interessen sie zur Zerrissenheit hätte drängen können, haben
ihre Gegnerschaft überwunden und in Erkenntnis der fundamentalen europäischen
Notwendigkeiten beschlossen, sich zusammenzuschließen, um das Überleben einer Zivilisation
zu sichern, die ihnen gemeinsam ist“ (Art. 1). Die „Vielfalt der Kulturen“ und der „Dynamismus“
der europäischen Identität wurde anerkannt, allerdings mit starker Betonung der kulturellen
Gemeinsamkeiten der europäischen Nationen und ihrem Bekenntnis zu „gemeinsamen Werten
und Prinzipien“ (Art. 1 und 3). Dazu zählten die repräsentative Demokratie, die
Rechtstaatlichkeit, die soziale Gerechtigkeit und die Achtung der Menschenrechte, die als die
„Grundelemente der europäischen Identität“ betrachtet wurden. Das Dokument schloss mit
einem eindeutigen Bekenntnis zu einem „europäischen Einigungswerk“:

„22. Die Entwicklung der europäischen Identität wird sich nach der Dynamik des europäischen
Einigungswerks richten. In den Außenbeziehungen werden die Neun vor allem bemüht sein,
ihre Identität im Verhältnis zu den anderen politischen Einheiten schrittweise zu bestimmen.
Damit stärken sie bewusst ihren inneren Zusammenhalt und tragen zur Formulierung einer
wirklich europäischen Politik bei. Sie sind überzeugt, dass die fortschreitende Verwirklichung
dieser Politik ein wesentlicher Faktor sein wird, der es ihnen erlaubt, die weiteren Stadien des
europäischen Einigungswerks mit Realismus und Vertrauen in Angriff zu nehmen; diese Politik
erleichtert auch die vorgesehene Umwandlung der Gesamtheit ihrer Beziehungen in eine
Europäische Union.“

37 Rat 1973. Auch in: Drace-Francis 2013, S. 226-230.
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Bis heute ist das Dokument die wohl beherzteste Erklärung zu einer gemeinsamen europäischen
Identität, die von politischer Seite abgegeben wurde. Sie sticht aufgrund ihres präskriptiven
Charakters und der Tatsache heraus, dass sie den Grundsatz der Einheit in hohem Maße über
den der Vielfalt stellt.38 In den nachfolgenden Jahrzehnten gab es keine verpflichtenden
Erklärungen ähnlicher Art und Direktheit. Gleichzeitig war der Ansatz dieses Dokuments,
verschiedene Quellen und Grundlagen einer kollektiven europäischen Identität zu betonen,
wegbereitend für den allgemeinen politischen Diskurs zum Thema.

Generell können drei Bezugspunkte – beziehungsweise Topoi – festgehalten werden, die zentral
für diesen Diskurs waren:

1) generische Vorstellungen eines ‚europäischen Erbes‘, die die Rolle einer gemeinsamen
Kultur als das entscheidende Element europäischer Identität hervorheben, dabei indes
von der Fokussierung auf ein bestimmtes Element oder einen spezifischen historischen
Zeitraum Abstand nehmen;39

2) die beiden Weltkriege, deren Schrecken das Momentum zur Ausgestaltung ‚Europas‘
als supranationales Friedensprojekt waren, geschaffen, um vergleichbare Zuspitzungen
von radikalem Nationalismus in der Zukunft zu verhindern;40

3) die europäische Integration selbst, deren historische Errungenschaften der
Europäischen Union als Legitimitätsquelle dienen und durch die offiziellen Symbole der
Union (europäische Flagge, europäische Hymne und Europatag) bekräftigt werden.41

Während die entsprechenden Debatten über Jahrzehnte geführt wurden, war es erst an der
Wende zum 21. Jahrhundert, dass das Potenzial einer Förderung von europäischer Identität als
ein wichtiges Element zur Stärkung und Sicherung des europäischen Integrationsprozesses
vollumfänglich erkannt wurde, beziehungsweise erkannt werden musste. Insbesondere das
Scheitern des ehrgeizigen Projekts einer ‚Verfassung für Europa‘, dem mit der Ablehnung des
Verfassungsentwurfs im Jahr 2005 durch die Volksabstimmungen in Frankreich und den
Niederlanden der Todesstoß versetzt wurde, konnte als Ausdruck einer wachsenden öffentlichen
Politikverdrossenheit gegenüber der ‚Elitenpolitik‘ der Europäischen Union betrachtet werden,42

und bewies, dass entschiedeneres politisches Handeln über die bis dahin hauptsächlich
symbolische Politik hinaus vonnöten war.

Nach den Volksabstimmungen im Jahr 2005 und unter anderem nach einer detaillierten, von
der Kommission finanzierten qualitativen Studie über Europäer, Kultur und kulturelle Werte (27

38 Dies zeigte sich auch daran, dass in dem Dokument „die europäische Identität“ als eine offizielle Identität zur
näheren Bestimmung der Europäischen Gemeinschaften gegenüber der übrigen Welt hervorgehoben wird. Siehe
Delanty 2005, S. 134.

39 Neben dem Dokument von Kopenhagen zählt zu den jüngsten europäischen Maßnahmen in dieser Hinsicht die
Schaffung einer Maßnahme der Europäischen Union für das Europäische Kulturerbe-Siegel im November 2011
(Europäisches Parlament/Rat 2011). Die Initiative „Kulturhauptstädte Europas“ nimmt ebenfalls die zentrale
Vorstellung eines bestehenden gemeinsamen, wenn auch verschiedenartigen, europäischen Erbes auf. Eine kurze
Zusammenfassung der Geschichte der Initiative findet sich unter http://ec.europa.eu/culture/our-programmes-
and-actions/doc443_de.htm.

40 Die Schuman-Erklärung vom 9. Mai 1950 kann als Ausdruck einer solchen Denkweise betrachtet werden. Diese
selbst folgte auf eine lange, ins 19. Jahrhundert zurückreichende Denktradition, die zugunsten einer europäischen
(Kon-)Föderation zur Überwindung des Nationalismus in Europa argumentierte. Siehe z. B. Winston Churchills
berühmte Forderung zur Schaffung der ‚Vereinigten Staaten von Europa‘ in einer Rede an der Universität Zürich
am 19. September 1946.

41 Diese Symbole wurden formell vom Europäischen Rat im Juni 1985 nach entsprechenden Empfehlungen des Ad-
hoc-Ausschusses für Ein Europa der Bürger angenommen, der 1984 gebildet worden war und aus Vertretern der
Mitgliedstaaten bestand (auch als ‚Adonnino-Ausschuss‘ nach seinem Vorsitzenden Pietro Adonnino bekannt). Für
den Ausschussbericht siehe Rat 1985.

42 Zum Ringen um eine ‚Verfassung für Europa‘ und ihrem Scheitern durch die Volksabstimmungen in Frankreich und
den Niederlanden siehe z. B. O’Neill 2009 und Pusca 2009. Siehe auch Crum 2012.
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europäische Länder umfassend)43 wurde im Dezember 2006 durch den
Beschluss 1904/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ein neues Programm mit
dem Titel „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ins Leben gerufen. Das Programm für den
Zeitraum 2007 bis 201344 legte den Rechtsrahmen für die Unterstützung zahlreicher Aktivitäten
und Organisationen zur Förderung einer ‚aktiven europäischen Bürgerschaft‘ fest. Mit
diesem Konzept wurde die Absicht verfolgt, Bürgerinnen und Bürger sowie Organisationen der
Zivilgesellschaft umfassend am Prozess der europäischen Integration zu beteiligen, um ein
Identifikationsgefühl zu generieren. Zu den allgemeinen Zielen des Programms45 zählten
(Art. 1):

a) Bürgern die Möglichkeit zur Interaktion und zur Partizipation an einem immer engeren
Zusammenwachsen eines demokratischen und weltoffenen Europas zu geben, geeint
und reich in seiner kulturellen Vielfalt, und damit die Entwicklung einer
Unionsbürgerschaft zu fördern;

b) Verständnis für eine europäische Identität zu entwickeln, die auf gemeinsamen Werten,
gemeinsamer Geschichte und gemeinsamer Kultur aufbaut;

c) ein Gefühl der Zugehörigkeit und Verantwortung für die Europäische Union unter ihren
Bürgern zu fördern;

d) Toleranz und Verständnis der europäischen Bürger füreinander zu vergrößern – dies
unter Achtung und Förderung von kultureller und sprachlicher Vielfalt – und zugleich
zum interkulturellen Dialog beizutragen.46

Das Programm enthielt konkret die folgenden Ziele (Art. 2):

a) Menschen aus lokalen Gemeinschaften aus ganz Europa zusammenzubringen, damit sie
Erfahrungen, Meinungen und Wertvorstellungen austauschen und gemeinsam nutzen,
aus der Geschichte lernen und die Zukunft gestalten können;

b) Aktionen, Diskussionen und Überlegungen zur europäischen Bürgerschaft und zur
Demokratie, zur Wertegemeinschaft und zur gemeinsamen Geschichte und
gemeinsamen Kultur durch die Zusammenarbeit im Rahmen der Organisationen der
Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene zu fördern;

c) Europa den Bürgern näherzubringen, indem europäische Werte und Errungenschaften
gefördert werden und gleichzeitig die Erinnerung an die Vergangenheit Europas bewahrt
wird;

d) Interaktion zwischen Bürgern sowie Organisationen der Zivilgesellschaft aus allen
Teilnehmerländern zu fördern, dabei zum interkulturellen Dialog beizutragen und sowohl
die Vielfalt als auch die Einheit Europas zu betonen [...].47

Der Schwerpunkt des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ lag somit eindeutig auf
zivilgesellschaftlicher Beteiligung und aktiver Bürgerschaft, die als die
Schlüsselinstrumente zur Förderung von (europäischer) Identität angesehen wurden. Dass der
Schwerpunkt auf ‚Bürger(schaft)‘ gelegt wurde, stellte eine bedeutende
Schwerpunktverlagerung gegenüber früheren Versuchen dar, (europäische) Identität im
Wesentlichen durch den Hinweis auf kulturelle Gemeinsamkeiten zu definieren und zu

43 Siehe Europäische Kommission 2006.
44 Siehe Europäisches Parlament/Rat 2006. Zwei Jahre später wurde der Beschluss durch Beschluss Nr. 1358/2008/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates geringfügig geändert (siehe Europäisches Parlament/Rat 2008).
45 Für eine Zusammenfassung der Hauptziele des Programms siehe auch folgende Websites:

http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/programme/objectives_en.php und http://europa.eu/
legislation_summaries/justice_freedom_security/citizenship_of_the_union/l29015_de.htm.

46 Europäisches Parlament/Rat 2006, Artikel 1 Absatz 2.
47 Ebenda, Artikel 2.
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charakterisieren. Die Vorstellung von Europa als einer kulturellen Gemeinschaft wurde zwar
nicht per se aufgegeben, Europa wurde jetzt allerdings in erster Linie als eine politische
Gemeinschaft – und zwar eine Gemeinschaft verantwortungsbewusster und aktiver
Bürgerinnen und Bürger – betrachtet. Diese Verschiebung korrespondierte mit der wachsenden
rechtlichen und praktischen Bedeutung, die dem Konzept einer ‚europäischen Bürgerschaft‘ seit
den 1990er Jahren zugeschrieben worden war. Die ‚Unionsbürgerschaft‘ wurde 1992 formal
mit dem Vertrag von Maastricht eingeführt, zusammen mit einer Reihe verwandter Rechte wie
dem aktiven und passiven Wahlrecht in Kommunalwahlen sowie Wahlen zum Europäischen
Parlament im Wohnsitzmitgliedstaat unabhängig von der Nationalität.48 Der Vertrag von
Lissabon bestätigte die Unionsbürgerschaft und legte die damit verbundenen Rechte genauer
fest.49 Gleichzeitig wurde durch die ‚Bürgerinitiative‘ eine neue Form der öffentlichen
Beteiligung eingeführt, die Bürgerinnen und Bürgern der EU die Möglichkeit bietet, sich direkt
an der Gestaltung der EU-Politik zu beteiligen, indem sie die Kommission auffordern können,
einen entsprechenden Gesetzgebungsvorschlag zu machen.50

Die Bürgerinitiative markierte zusammen mit „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ nicht nur
die Internalisierung des politisch-theoretischen Konzepts des ‚Verfassungspatriotismus‘
durch die Europäische Union, sondern stellte auch einen schrittweisen Wandel von einem Top-
down-Ansatz zu einem Bottom-up-Modell der Identitätsbildung dar. Aus einer Bottom-up-
Perspektive wird Identität als etwas wahrgenommen, das auf Ebene der Bürgerinnen und
Bürger durch deren konkrete Tätigkeit entsteht, und nicht als etwas, das einer zentralen
Planung und Vorabfestlegung von Gemeinsamkeiten durch (politische) Eliten bedarf. Im
Programm Europa für Bürgerinnen und Bürger fanden diese wesentlichen Änderungen
gegenüber früheren Politiken ihren Niederschlag in der stärkeren Betonung von Vielfalt, dem
anders als im Dokument von Kopenhagen ein nicht minder wichtiger Status als Einheit
zugesprochen wurde.51

‚Bürger(schaft)‘ als Eckpfeiler blieb auch im letzten Jahrzehnt kennzeichnend für unionsweite
Politiken zur Förderung von Identität. Ein Beleg dafür ist die neue Auflage des Programms
„Europa für Bürgerinnen und Bürger“, das der Rat der Europäischen Union im April 2014
für den Zeitraum 2014–2020 angenommen hat (Verordnung 390/2014 des Rates).52 „Im
Rahmen des übergeordneten Ziels, die Union den Bürgern näherzubringen“,53 umfasst das
Programm zwei allgemeine Ziele: einerseits „den Informationsstand der Bürger über die Union,
ihre Geschichte und ihre Vielfalt zu verbessern“, und andererseits „die Unionsbürgerschaft zu
fördern und die Voraussetzungen für eine demokratische Bürgerbeteiligung auf Unionsebene

48 Siehe Vertrag über die Europäische Union (EUV) 1992, Art. 8. Nach dem Vertrag von Maastricht wurden Einzelheiten
zur Ausübung der Stimmrechte in Verbindung mit der ‚Unionsbürgerschaft‘ verabschiedet. Siehe z. B.
Richtlinie 93/109/EG des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven und
passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Europäischen Parlament (Rat 1993).

49 Siehe EUV 2012 [2007] und AEUV 2012 [2007]. Art. 18 bis 24 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union (AEUV) räumen EU-Bürgern folgende Rechte ein: Nichtdiskriminierung aufgrund der Staatsbürgerschaft,
wenn der Vertrag Anwendung findet; sich in der EU frei zu bewegen und aufzuhalten; das aktive und passive
Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament und bei den Kommunalwahlen; Schutz durch die
diplomatischen und konsularischen Behörden eines jeden EU-Landes; Petitionen an das Europäische Parlament zu
richten und sich an den Europäischen Bürgerbeauftragten zu wenden; sich in einer der offiziellen Sprachen der EU
an die Organe der Union zu wenden und eine Antwort in derselben Sprache zu erhalten; Zugang zu Dokumenten
des Europäischen Parlaments, der Kommission und des Rates unter bestimmten Bedingungen.

50 Siehe Art. 11 Absatz 4 EUV: „Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, deren Anzahl mindestens eine Million betragen
und bei denen es sich um Staatsangehörige einer erheblichen Anzahl von Mitgliedstaaten handeln muss, können
die Initiative ergreifen und die Europäische Kommission auffordern, im Rahmen ihrer Befugnisse geeignete
Vorschläge zu Themen zu unterbreiten, zu denen es nach Ansicht jener Bürgerinnen und Bürger eines Rechtsakts
der Union bedarf, um die Verträge umzusetzen“. Ausführliche Informationen unter www.ec.europa.eu/citizens-
initiative/.

51 Für eine Folgenabschätzung von „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 2007-2013 siehe Europäische Kommission
2013.

52 Rat 2014.
53 Ebenda, Artikel 1 Absatz 1.
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zu verbessern“.54 Dies ist insbesondere zu erreichen durch eine „Stärkung der demokratischen
Bürgerbeteiligung auf Unionsebene, indem den Bürgern der politische Entscheidungsprozess in
der Union nähergebracht wird und Möglichkeiten für gesellschaftliches und interkulturelles
Engagement und Freiwilligentätigkeit auf Unionsebene gefördert werden“.55 Die hohe
Bedeutung von „demokratischem Engagement und Bürgerbeteiligung“56 für das Programm zeigt
sich daran, dass 60 % des Gesamthaushalts (in Höhe von 185,5 Mio. EUR)57 speziell für diesen
Bereich von „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ vorgesehen wurden.58

Obwohl zwischen der 2014-2020-Version des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“
und seinem Vorgänger unbestreitbare Kontinuitäten bestehen, ist dennoch eine Verschiebung
der Schwerpunkte zu konstatieren. Am auffälligsten ist, dass „Geschichtsbewusstsein“
(historical remembrance) mehr Gewicht eingeräumt wird: Zum einen durch die erhebliche
Aufstockung der Finanzmittel für Maßnahmen in diesem Bereich (20 % des Gesamthaushalts),59

zum anderen durch die Tatsache, dass dieser Bereich neben „demokratischem Engagement
und Bürgerbeteiligung“ einer von nur mehr zwei verbleibenden Programmbereichen ist.60

Gleichzeitig ist von ‚Identität‘ weit seltener die Rede als zuvor, nicht nur als zugrundeliegende
Kategorie oder Konzept, sondern auch als Begriff: Identität wird nur einmal – und auch das nur
sehr peripher – in den Erwägungsgründen des Rechtstextes erwähnt.61 Dies kann als
wachsendes Desinteresse an, wenn nicht gar Unbehagen gegenüber, einer ‚europäischen
Identität‘ als ausdrückliches politisches Ziel auf EU-Ebene und insbesondere unter den
Mitgliedstaaten ausgelegt werden, als deren Sprachrohr der Rat fungiert.62

Tatsache ist, dass ‚europäische Identität‘ in den vergangenen Jahren die Gemüter im Kontext
politischer und öffentlicher Debatten zunehmend erregt hat. Dies ist in nicht unerheblichem
Maße auf die zahlreichen Krisen zurückzuführen, denen sich Europa und insbesondere die EU
in letzter Zeit gegenübersahen; Krisen, die Zweifel aufkommen lassen, ob die EU in der Lage
ist, gegenwärtige Probleme zu meistern, und die nicht zuletzt die politische Legitimität der
EU beeinträchtigen – Legitimität, die ihrerseits untrennbar mit der Frage verbunden ist, was
dieses politische Gebilde sui generis zusammenhält und ein Zugehörigkeitsgefühl unter seinen
Bürgerinnen und Bürgern hervorruft:

54 Ebenda, Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b.
55 Ebenda, Artikel 2 Buchstabe a.
56 Ebenda, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b.
57 Ebenda, Artikel 12 Absatz 1. Erwähnenswert ist jedoch, dass der Gesamthaushalt des Programms im Vergleich zum

Vorgängerprogramm von 2007-2013 vom ohnehin schon niedrigen Betrag von 215 Mio. EUR erheblich gesunken
ist auf 185,5 Mio. EUR. Das aktuelle Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ gehört zu den kleinsten
Programmen des mehrjährigen Finanzrahmens 2014-2020 (siehe
http://ec.europa.eu/budget/mff/programmes/index_de.cfm).

58 Ebenda, Anhang.
59 Ebenda, Anhang.
60 Ebenda, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a. Das vorangegangene Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“

2007-2013 enthielt vier Hauptaktionsbereiche: „Aktive Bürger/innen für Europa“, „aktive Zivilgesellschaft in
Europa“, „alle gemeinsam für Europa“ und „aktives europäisches Gedächtnis“. Europäisches Parlament/Rat 2006,
Artikel 3 Absatz 1.

61 Siehe Rat 2014, Erwägung 9: „[...] Der Bedeutung der historischen, kulturellen und interkulturellen Aspekte sollte
deshalb ebenfalls Rechnung getragen werden, ebenso wie den bestehenden Verbindungen zwischen
Geschichtsbewusstsein und europäischer Identität.“

62 Tatsache ist, dass dem Europäischen Parlament für die Version 2014-2020 des Programms nicht wie für „Europa
für Bürgerinnen und Bürger“ 2007-2013 die Rolle als Mitgesetzgeber eingeräumt wurde. „Europa für Bürgerinnen
und Bürger“ 2014-2020 war vielmehr Gegenstand eines Zustimmungsverfahrens, bei dem das Parlament einen
Gesetzesentwurf des Rates nicht ändern kann, sondern lediglich mit absoluter Mehrheit für oder gegen das
Programm stimmen kann. Das Programm wurde schließlich als Verordnung des Rates beschlossen. Man kann
argumentieren, dass die geringere Bedeutung, die der Idee einer ‚europäischen Identität‘ im Programm „Europa für
Bürgerinnen und Bürger“ 2014-2020 zukommt, zumindest teilweise auf den Umstand zurückzuführen ist, dass das
Parlament, das traditionell eine stärkere supranationale Dimension der EU-Politik befürwortet, nur eine
untergeordnete Rolle beim Entwurf gespielt hat.
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 die Finanzkrise und die Flüchtlingskrise, die (auf verschiedenen Ebenen) die Themen
‚europäische Werte‘, ‚interne Solidarität‘ in der EU und die Frage aufwerfen, inwieweit
Solidarität ‚Solidarität ohne Konditionalität‘ oder vielmehr Reziprozität von Rechten und
Pflichten bedeuten kann beziehungsweise soll (quid pro quo);

 die Abstimmung über den Brexit, die die Vorstellung der europäischen Integration als
einem unumkehrbaren Prozess fundamental infrage stellt;

 die Auswirkungen der US-amerikanischen Wahlen von 2016, die das ‚westliche Modell‘
unter Druck bringen sowie die Rolle der EU in und gegenüber anderen Teilen der Welt
verändern;

 die politisch-institutionelle Krise der EU selbst, die durch wachsenden Populismus und
ein zunehmendes Misstrauen gegenüber den ‚Eliten‘ und dem ‚Establishment‘ noch
geschürt wird; dies, um nur einige zu nennen.

Angesichts der schwierigen Rahmenbedingungen und der Tatsache, dass Lastenteilung –
finanzieller oder sonstiger Art – zwischen den Mitgliedstaaten zur Nagelprobe für die Einheit in
der EU wird, ist es nur allzu verständlich, dass das Schicksal der europäischen Integration
als ein zentrales Thema an Bedeutung gewinnt und in hohem Maße kontrovers diskutiert wird.
Divergierende Ansichten und Vorstellungen darüber, wie und in welche Richtung sich die EU
entwickeln sollte, implizieren entsprechend unterschiedliche Ideen beziehungsweise Ideale
hinsichtlich der Rolle und möglichen Form einer kollektiven Identität auf europäischer Ebene.
Während manche die Notwendigkeit einer ‚europäischen Identität‘ gänzlich verneinen, erachten
andere die Stärkung dieser Identität als einzigen zukunftsfähigen Weg. Der deutsche Historiker
Hartmut Kaelble stellte bereits 2009 fest, dass aufgrund der wachsenden Politisierung der EU
die „öffentliche Debatte über die Identifikation mit Europa und der EU lebhafter und gleichzeitig
unterschiedlicher und kontroverser geworden ist“63– eine Einschätzung, die angesichts der
aktuellen Lage umso weitsichtiger erscheint.

Angesichts der vielfältigen Meinungen zu und Auseinandersetzungen über das Thema ist es im
Grunde unmöglich geworden, einen gemeinsamen Nenner zu finden, wie mit einer
transeuropäischen Identität in Zukunft umgegangen werden könnte oder sollte. Selbst
Vorhersagen darüber, in welche Richtung künftige Debatten auf EU-Ebene gehen werden und
mit welcher Intensität man sie führen wird, erweisen sich als schwierig. Vorausgesetzt jedoch,
die Möglichkeit von transnationaler Identität und einer Wertegemeinschaft nicht grundsätzliche
negiert, und die Stärkung eines ‚europäischen Gemeinsinns‘ nicht als etwas angesehen wird,
das von Vornherein abzulehnen ist (eine Ansicht, die – und das sei betont – so legitim wie jede
andere ist), lässt sich zumindest Folgendes sagen: Identifikation mit Europa und der EU ist
noch weitgehend im Entstehen begriffen und im Vergleich zu nationalen Identitäten relativ
schwach ausgeprägt.

Wie aber kann eine transnationale Identität, falls dies erwünscht ist, gestärkt werden? Wie kann
sie ihren intrinsischen Einigungszweck erfüllen und gleichzeitig der Vielfalt der europäischen
Kulturen und Nationen Rechnung tragen? Der folgende Abschnitt sucht einige Perspektiven
aufzuzeigen.

63 Kaelble 2009, S. 211.
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3. PERSPEKTIVEN EINER EUROPÄISCHEN IDENTITÄT

3.1. Identitätsbildung – politisch und kulturell, top-down und
bottom-up

The Development of European Identity/Identities: Unfinished Business war der vielsagende
Titel einer Studie der Kommission aus dem Jahre 2012,64 die den gegenwärtigen Stand der
Dinge treffend beschreibt, jedoch auch den Managementansatz offenbart, den die Europäischen
Institutionen hinsichtlich der Frage einer europäischen Identität an den Tag legen. Der Titel legt
nahe, dass Identität ein ‚Geschäft‘ sei, das ‚erledigt‘ werden könne– und damit letztlich auch
von der politischen Aufgabenliste gestrichen. Diese Ansicht ist indes so naiv wie kurzsichtig:
Identitäten sind ihrem Wesen nach alles andere als statisch; sie sind im Gegenteil dynamisch
und dauernd Änderungen unterworfen. Einen endgültigen Schlusspunkt gibt es nicht und kann
es nicht geben. Doch während die Behauptung einer Finalität ein Widerspruch in sich wäre, so
ist die Förderung von Identität – einschließlich einer europäischen Identität – nicht
notwendigerweise eine unmögliche Aufgabe, vorausgesetzt, entsprechender politischer Wille ist
vorhanden.

Berücksichtigt man, dass im Wesentlichen alle europäischen Staaten fest etablierte nationale
Identitäten haben, muss die Frage einer europäischen Identität in Verbindung mit tief
verwurzelten nationalen Identitäten betrachtet werden.65 Müsste eine europäische
Identität nationale Identitäten ersetzen? Nicht unbedingt. Zwangsläufig aber würde eine solche
Identität letztere ergänzen. Da die meisten nationalen Formen von Identifikation exklusiven
Charakters sind, fällt es schwer, sich eine europäische Identität nicht als eine neue
‚postnationale‘ Form von Identität vorzustellen, was die einfache Übertragung der
vorherrschenden Modelle ‚primordialer‘ nationaler Identitäten auf die europäische Ebene
verunmöglicht. Da supranationale Identität – vor allem in der politischen Praxis – im
Wesentlichen unerforschtes Terrain ist und zudem tief verwurzelte Leidenschaften und
Überzeugungen weckt, gibt es für europäische Entscheidungsträger weder in empirischer noch
in normativer Hinsicht eine klare Anleitung, wie vorzugehen ist.

Angesichts der in hohem Maße politisierten Debatten über transeuropäische Identität könnte
man vorbringen, dass sich Bemühungen um ‚europäische Identitätsstiftung‘ in erster Linie auf
den Output des politischen Systems der EU und weniger auf die Entwicklung
maßgeschneiderter politischer oder kultureller ‚Identitätspolitiken‘ konzentrieren sollten. Das
zugrundeliegende Argument für einen Zugang, der die Betonung auf die ‚Output-Legitimität‘
der Union66 legt, ist, dass gute Politik letztlich Identität befördern wird. Mit anderen Worten:
Identität und ein Zugehörigkeitsgefühl erwachsen als Belohnung für erfolgreiche politische
Arbeit. Dieses Argument ist so einfach wie überzeugend und trotz – oder vielleicht gerade
wegen – seiner Einfachheit in zeitgenössischen theoretischen Debatten unterrepräsentiert.
Verständlicherweise ist Politik, die einen Mehrwert erbringt, der von den Bürgerinnen und
Bürgern als solcher erkannt wird, eher dazu angetan, Affinität und Loyalität gegenüber einem
bestimmten politischen System zu stärken, als eine fehlgeschlagene Politik.

64 Europäische Kommission 2012.
65 Siehe Fossum 2001, S. 373 f.
66 Zur politisch-theoretischen Unterscheidung zwischen ‚Output-‘ und ‚Input-Legitimität‘ im Rahmen der EU siehe z. B.

Scharpf 1999. Input-Legitimität bezieht sich auf die Beteiligung durch das Volk und die Vertretung des Volkes,
während Output-Legitimität einen ‚Leistungsindikator‘ darstellt, der sich auf die Fähigkeit von politischen
Institutionen bezieht, wirksam für das Volk zu regieren. Dadurch wird nicht nur auf die Rede von Abraham Lincoln
1863 in Gettysburg zurückgegriffen, in der er die berühmte Aussage machte, wonach Demokratie „die Regierung
des Volkes durch das Volk für das Volk“ ist, sondern auch auf Systemtheorien. Zu letzteren siehe z. B. Easton 1965,
der zwischen Input in das politische System (Anforderungen und Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger) und
Output (im Wesentlichen als Regierungsentscheidungen und/oder -maßnahmen verstanden) unterscheidet.
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Im speziellen Fall der EU erscheint Output-Legitimität – das heißt, die Problemlösungsqualität
von Gesetzen und Regeln – umso wichtiger, da es an konstruktiven Voraussetzungen für Input-
Legitimität wie einem europäischen Demos mangelt. Um eine transnationale europäische
Identität zu stärken, wäre die EU daher gut beraten, den Output ihrer Aktivitäten zu verbessern
und sicherzustellen, dass die Erfolge der Union auch von den Bürgern wahrgenommen und ihr
zugeschrieben werden.67 Letzteres verweist auch darauf, wie wichtig entsprechend
zugeschnittene Kommunikationsstrategien sind.68

Ungeachtet der Tatsache, dass die ‚Leistung‘ der EU als Resultat konkreter politischer
Entscheidungen und Handlungen unzweifelhaft bedeutsam ist, ergeben sich offenkundige
Herausforderungen in Zusammenhang mit einem solchen outputzentrierten Zugang zu
Identitätsbildung. Drei dieser Herausforderungen sind besonders hervorzuheben:

1) Das Ziel, den Output europäischer Politik zu verbessern, lässt sich nicht unbedingt mit
dem Ziel einer Stärkung demokratischer Strukturen und Verfahren in Einklang bringen,
deren vermeintliche Schwäche (‚Demokratiedefizit‘) zu den häufigsten Kritikpunkten
an der EU und ihren Institutionen zählt. Aufgrund ihres Wesens, das von extensiven
Beratungen und dem häufigen Bemühen um Kompromisse geprägt ist, steht Demokratie
tendenziell im Widerspruch zu Forderungen nach schnellem und entschlossenem
politischen Handeln. Bürgerinnen und Bürger verbinden mit Demokratie oft das Fehlen
eindeutig erkennbarer persönlicher Verantwortlichkeiten, und setzen sie mit Begriffen
wie ‚Unentschlossenheit‘ oder ‚Durchwursteln‘ gleich. Die Problemlösungskapazität, die
vielen modernen (repräsentativen) demokratischen Systemen zugeschrieben wird, ist
dementsprechend bescheiden. Der Versuch, die Output-Legitimität der EU zu verbessern
und gleichzeitig ihr demokratisches Fundament zu stärken, könnte sich
dementsprechend als schwierig, wenn nicht gar unmöglich erweisen.

2) Wenn die Identifikation der Bürger mit einem Gemeinwesen hauptsächlich auf dem
Output dieses Gemeinwesens beruht, so steht eine daraus beruhende Identität auf
wackligem Grund und ist risikobehaftet, da sich jeder ‚Misserfolg‘ des politischen
Systems unmittelbar auf dessen öffentliche Wertschätzung auswirkt. Eine Lektion, die
man von nationalen Identitäten lernen kann, ist jene, dass sie in der Lage sind, Krisen
zu bewältigen und ‚schlechte Politik‘ ihrer politischen Klassen zu überstehen, da sie nicht
ausschließlich vom Output des Systems abhängen, sondern auf einem breiteren
Fundament ruhen und auf eine intrinsische Loyalität der Bürgerinnen und Bürger
vertrauen können.

3) Angesichts der institutionellen Verfasstheit der EU kann Output-Legitimität für die
europäische Ebene nur in beschränktem Maße generiert werden, allein schon aufgrund
der Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten. Vor
dem Hintergrund des Grundsatzes der Subsidiarität ist die EU selten in der Lage, den
ausschließlichen (in vielen Fällen noch nicht einmal den wesentlichen) Anspruch auf
‚Gestaltung‘ von Politiken zu erheben, während das vielleicht wirksamste Instrument,
um durch ‚gute Politik‘ Verbundenheit und Loyalität zu schaffen, nämlich soziale
Wohlfahrt, voll und ganz in den Händen der Mitgliedstaaten liegt.

67 In der Terminologie der Systemtheorie wird die Verbindung zwischen der Output- und der Input-Seite des
politischen Systems mit dem Begriff ‚Feedback‘ bezeichnet: Die Tatsache, dass der politische Output (oder das
‚Ergebnis‘, sobald der ‚Output‘ tatsächlich Änderungen in der ‚Umwelt‘ zeitigt) zu neuen Forderungen oder
Unterstützungsleistungen und Gruppen, die für oder gegen eine bestimmte Politik sind, führen kann.

68 In diesem Zusammenhang muss jedoch erwähnt werden, dass der Einfluss der EU selbst auf die Art und Weise, wie
ihre Politiken kommuniziert und wahrgenommen werden, begrenzt ist. Akteure auf der Ebene der Mitgliedstaaten
spielen eine weitaus wichtigere Rolle. Aus diesem Grund stoßen selbst die durchdachtesten
Kommunikationsstrategien der europäischen Organe angesichts der weit verbreiteten ‚Brüssel-Schelte‘ von
nationalen Medien und Politikern auf Schwierigkeiten. Zum Stand der ‚Vermittlung‘ von ‚Europa‘ gegenüber seinen
Bürgern siehe
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2014/529080/IPOL_STU(2014)529080(SUM01)_DE.pdf.
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Vor diesem Hintergrund, und insbesondere auf europäischer Ebene, kommt die – zweifelsohne
wichtige – Output-Leistung des politischen Systems nicht ohne andere
Identifikationsquellen aus, soll ein stabiles gemeinsames Zugehörigkeitsgefühl entstehen.
In diesem Kontext erscheint es unerlässlich, gleichzeitig eine politische und eine kulturelle
Identität zu fördern, zumal die Voraussetzungen für beide auf Unionsebene schwieriger sind
als auf nationalstaatlicher Ebene. Desgleichen müssen die immer noch dominierende Top-
down-Ansätze zur Förderung einer europäischen Identität – vorangetrieben durch
europäische Politiker und die EU-Institutionen oder europäisch gesinnte intellektueller Eliten –
durch Bottom-up-Ansätze ergänzt werden; das heißt, Ansätze, mit denen Bürgerinnen und
Bürger von sich aus ein genuines Gefühl der Zugehörigkeit zu ‚Europa‘ entwickeln können,
anstatt indoktriniert zu werden, warum diese Identifikation so wichtig sei.

Das bereits genannte Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ repräsentiert
insofern einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung, als Bürgerinnen und Bürger und ihre
Beiträge zu einem gemeinsamen Europa im Fokus stehen und das Programm sowohl die
politische als auch die kulturelle Dimension einer transnationalen Identität berücksichtigt. Auf
der einen Seite zielt das Programm darauf ab, demokratisches Engagement und
Bürgerbeteiligung in Europa zu stärken, wodurch die partizipative Natur der Prozesse
verbessert wird, die zu politischen Entscheidungen führen (‚Input-Legitimität‘), und
politische Identifikation gefördert wird; auf der anderen Seite würdigt der Bereich
„europäisches Geschichtsbewusstsein“ des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“
explizit die Bedeutung einer kulturellen Identität. Das Potenzial des Programms zur Stärkung
eines Zugehörigkeitsgefühls mit Europa scheint jedoch trotz seiner Erfolge bisher noch nicht
voll ausgeschöpft worden zu sein. Dafür gibt es eine Reihe von Gründen, die teilweise nichts
mit dem Programm selbst zu tun haben. In dieser Hinsicht sind vor allem
Renationalisierungstendenzen in Europa und weltweit von Bedeutung, die – verstärkt durch
negative Bewertungen von Globalisierung und den verbreiteten Eindruck, ‚Kontrolle‘ über
politische, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklungen zu verlieren – der Förderung
transnationaler Anliegens grundsätzlich im Wege stehen. Gleichzeitig ist die finanzielle
Ausstattung von „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ bei weitem nicht ausreichend, um das
Programm massenwirksam zu machen.69 Darüber hinaus lässt der konkret gewählte Ansatz des
Programms, um „europäisches Geschichtsbewusstsein“ zu fördern, Zweifel aufkommen, ob dies
die am besten geeignete Form ist, die gesteckten Ziele zu erreichen und eine gemeinsame
kulturelle Identität in Europa zu stärken.

3.2. Identität durch Geschichte
Europäische Entscheidungsträger haben zu Recht erkannt, dass Geschichte eine
Schlüsselkomponente ist, um europäische (kulturelle) Identität zu fördern. Geschichte dürfte
in der Tat das einzige, oder zumindest das vielversprechendste, Mittel sein, um ein kulturell
verankertes Zugehörigkeitsgefühl auf einem so vielfältigen Kontinent wie Europa zu stärken.
Die Frage stellt sich indes: Ist der derzeit auf EU-Ebene verfolgte Ansatz auch der
vielversprechendste?

69 Die Zahlen sprechen für sich: Mit einer Finanzausstattung von insgesamt 185,5 Mio. EUR verteilt auf sieben Jahre
(2014-2020) kann nicht damit gerechnet werden, dass bürgerschaftliches Engagement und/oder
Geschichtsbewusstsein selbst bei einem kleinen Teil der mehr als 510 Millionen EU-Bürger (Stand: 1. Januar 2016;
siehe:
http://ec.europa.eu/eurostat/tgm/table.do?tab=table&init=1&plugin=1&language=de&pcode=tps00001) aktive
Förderung erfahren kann.
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3.2.1 Reiz und Herausforderungen historischen Gedenkens

Auf nationaler Ebene ist es seit langem anerkannt, dass die Förderung eines gemeinsamen
Geschichtsbewusstseins – das heißt, eines Bewusstseins, das nicht nur eine gemeinsame
Sicht auf, sondern auch ein ‚Gefühl‘ für die Vergangenheit vermittelt – zu den mächtigsten
Instrumenten für den Aufbau einer kollektiven Identität zählt. Zwei der fünf von Anthony D.
Smith genannten konstituierenden Elemente nationaler kollektiver Identität70 beziehen sich
direkt auf Bezüge zur Geschichte: gemeinsame Mythen und gemeinsames
Geschichtsbewusstsein auf der einen, sowie ein historisches Gebiet oder Heimatland auf der
anderen Seite (wobei die Wahrnehmung eines bestimmten Gebietes oder Heimatlands als
‚historisch‘ häufiger weniger eine ‚Tatsache‘ als das Ergebnis eines entsprechenden ‚historischen
Gedächtnisses‘ ist).

Auf nationaler Ebene ist aktiv praktiziertes und von entsprechenden Politiken gefördertes
‚historische Gedenken‘ ein weit verbreitetes Phänomen mit langer Tradition auf der ganzen
Welt. Die konkreten Formen des Erinnerns und Gedenkens an die Vergangenheit variieren dabei
stark, ebenso die unterstützenden Medien: Schule und Schulbücher, wissenschaftliche
Literatur, Museen, historische Denkmäler, Nationalfeiertage, künstlerische Ausdrucksformen
(Musik, Bildende Kunst, Theaterstücke), Radio und Film, usw. Charakteristischerweise steht
das kollektive historische Gedächtnis auf nationaler Ebene in Abhängigkeit vom jeweiligen
Staats- oder Nationenbildungsprozess und ist damit eng verknüpft. Während die
Nationsbildung sichtbare historische Orientierungspunkte für ein kollektives Gedächtnis bietet,
kann ein historisches Gedächtnis umgekehrt aktiv zur Konstruktion oder (Re-)Strukturierung
nationaler Identität beitragen. Dennoch erweist sich historische Gedächtnisbildung aufgrund
des fortdauernden Bestehens vielfältiger kultureller, sozialer und bildungsbezogener
Differenzen, die oftmals nur durch die Rede von der ‚einen Nation‘ (bzw. des ‚einen
Nationalstaats‘) überdeckt werden, selbst auf nationaler Ebene keine einfache Aufgabe. In
einem supranationalen Zusammenhang stellt sich die Wahrnehmung der Vergangenheit noch
ungleich heterogener dar, und die Schwierigkeiten bei der Bildung eines kollektiven
Gedächtnisses oder gar der Bestimmung gemeinsamer historischer Orientierungspunkte
vervielfachen sich.

Es spricht für den Reiz von Geschichte und Geschichtsbewusstsein für politische
Entscheidungsträger, dass ungeachtet dessen Anstrengungen unternommen wurden, ein
‚europäisches historisches Gedächtnis‘71 zu fördern mit dem Ziel, dem europäischen
Integrationsprojekt Legitimität zu verleihen und eine kollektive Identität zu befördern. Während
das europäische ‚Erbe‘ im weitesten Sinne, der Zweite Weltkrieg als Auslöser der europäischen
Integration und die Errungenschaften der Integration selbst als traditionelle Bezugspunkte
dienten,72 hat sich in den letzten Jahren ein neuer und konkreterer Fokus herausgebildet, der
die Erinnerung an die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts – insbesondere
Nationalsozialismus und Stalinismus – in den Mittelpunkt stellt. Dies manifestiert sich in einer
Reihe von politischen Initiativen auf Unionsebene seit den 1990er Jahren, deren Kernstück das
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ist.73 Weitere konkrete Beispiele für
Maßnahmen auf Unionsebene zur Stärkung des Bewusstseins der Bürger für eine gemeinsame
europäische Vergangenheit und ein gemeinsames Erbe sind die „Entschließung des

70 Siehe Smith 1991, S. 14.
71 Für eine detailliertere Befassung mit der Frage eines ‚Europäischen historischen Gedächtnisses – Politik,

Herausforderungen und zukünftige Entwicklungsperspektiven“ – siehe Prutsch 2015 [2013].
72 Siehe Abschnitt 2.2 oben.
73 Eine klare Darstellung der Agenda der EU zur Förderung eines historischen Gedächtnisses und ein Überblick über

die Finanzinstrumente, die für das Gedenken an totalitäre Regime in Europa zur Verfügung stehen, finden sich in
dem Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat von 2010 über Maßnahmen zum Gedenken
an die Verbrechen totalitärer Regime in Europa (Europäische Kommission 2010).
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Europäischen Parlaments vom 2. April 2009 zum Gewissen Europas und zum Totalitarismus“,74

in der die Erklärung des 23. August – des Tages, an dem 1939 der Molotow-Ribbentrop-Pakt
unterzeichnet wurde – „zum europaweiten Gedenktag an die Opfer aller totalitären und
autoritären Regime“75 gefordert wurde, oder das Projekt eines „Hauses der europäischen
Geschichte“76 in Brüssel.

Es wäre jedoch irreführend, die Erinnerungspolitik der EU als kohärent oder gar intern
unumstritten anzusehen. Tatsächlich besteht ein spürbarer Wettbewerb zwischen zwei
konkurrierenden Erinnerungsrahmen: einerseits jenem der ‚Einzigartigkeit des
Holocaust‘, der die Nachkriegskultur Westeuropas geformt hat, und andererseits jenem von
‚Nationalsozialismus und Stalinismus als gleichwertige Übel‘, der zentral für die
Bemühungen der osteuropäischen Nationen ist, ihre jeweilige kommunistische Vergangenheit
aufzuarbeiten. Diese Unterschiede erinnern an die Schwierigkeit, voneinander abweichende
Interpretationen der Vergangenheit nicht nur über das politische Spektrum hinweg, sondern
auch zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten in Einklang zu bringen.

Eine vielleicht noch größere Herausforderung als die bestehende Ost-West-Kluft in Bezug auf
die prägende Rolle des Holocaust beziehungsweise des Stalinismus ist, dass die Versuche
Europas zur Schaffung eines transnationalen Geschichtsbewusstseins fast ausschließlich auf die
Totalitarismen des 20. Jahrhunderts konzentriert sind. Dieser Fokus ist angesichts der Anfänge
der europäischen Integration nach Ende des Zweiten Weltkriegs zweifellos verständlich,77 er
erweist sich jedoch in zumindest dreifacher Hinsicht als problematisch:

1) Die Legitimität eines politischen Projekts vorrangig auf einen negativen
Gründungsmythos zu stützen, ist per se gewagt und historisch eher die Ausnahme
denn die Regel. Im konkreten Fall dessen, was man als ‚europäisches Projekt‘ titulieren
kann, lässt sich berechtigterweise hinterfragen, ob das heutige Europa und seine Werte
in erster Linie anhand von Erfahrungen massiver Gewalt, von Völkermord oder
Massenvertreibung definiert werden sollten. Wenn man dies tut, läuft man Gefahr, in
ein stark vereinfachendes Schwarz-Weiß-Schema zu verfallen, das die europäische
Integration und die EU quasi automatisch in das Gegenstück der ‚dunklen
Vergangenheit‘ Europas verwandelt, und das heutige Europa als eine Art vollendeter
historischer Vernunft erscheinen lässt – ein Kontinent nobler Traditionen, Institutionen
und Prinzipien; kurzum: die Verkörperung westlicher Zivilisation. Eine derartige
Vereinfachung fördert ein unkritisches und eindimensionales Geschichtsverständnis, das
der Schaffung eines kritischen (im besten Sinne des Wortes) europäischen Demos
abträglich ist und auch den unverkennbaren Errungenschaften des europäischen
Integrationsprozesses seit den späten 1940er Jahren nicht gerecht wird. Nicht durch die
Idealisierung dieses Prozesses, sondern indem man eine offene Diskussion über die

74 Europäisches Parlament 2009, Artikel 15. Die Entschließung wurde mit 533 zu 44 Stimmen bei 33 Enthaltungen im
Europäischen Parlament angenommen.

75 Ebenda, Artikel 15. Diese besondere Aufforderung in der Entschließung aus dem Jahr 2009 folgte auf die Erklärung
des Europäischen Parlaments zur Ausrufung des 23. August zum Europäischen Gedenktag an die Opfer von
Stalinismus und Nazismus (23. September 2008), die von 409 Mitgliedern des Europäischen Parlaments
unterzeichnet wurde. Siehe Europäisches Parlament 2008.

76 Siehe http://www.europarl.europa.eu/visiting/de/br%C3%BCssel/haus-der-europ%C3%A4ischen-geschichte.
77 Die Erfahrung des Zweiten Weltkrieges, die Vernichtung der europäischen Juden und die Millionen Opfer der

stalinistischen Politik werden heute als die größten und prägendsten historischen Katastrophen des
20. Jahrhunderts, wenn nicht sogar der gesamten Menschheitsgeschichte, angesehen. Erinnerungen daran müssen
daher nicht nur aufgrund des Respekts wachgehalten werden, der den Opfern dieser totalitären Regime gebührt,
sondern auch, weil das Wissen über und das Bewusstsein für diese tragische Vergangenheit entscheidend dazu
beitragen können, für die Zukunft zu lernen und die Zukunft zu gestalten. Die Entscheidung, Nationalsozialismus
und Stalinismus als Hauptbezugspunkte für ein kollektives europäisches Gedächtnis heranzuziehen, ist auch
insofern konsequent, als diese beiden Regime und ihre Politik einen absoluten Gegensatz zu den im ‚europäischen
Projekt‘ verkörperten Idealen darstellen: Frieden, Freiheit und Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte
und bürgerliche Freiheiten, das Recht auf individuelle Selbstbestimmung und Pluralismus.
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keineswegs stromlinienförmige Geschichte der EU führt und weitverbreitete
Gemeinplätze einer ‚fortgesetzten Erfolgsgeschichte‘ oder ‚immer engeren Union‘ infrage
stellt, kann eine fruchtbare Debatte über die weitere Entwicklung und Verbesserungen
wirksam gefördert werden.

Die Schwerpunktsetzung auf den Nationalsozialismus und den Stalinismus des
20. Jahrhunderts reduziert die europäische Geschichte darüber hinaus auf die Zeit nach
dem Ersten Weltkrieg. Historische Komplexität wird dabei ungebührlich reduziert,
wodurch der Blick auf die weiteren (Wechsel-)Beziehungen verstellt wird, die für das
Verständnis des zeitgenössischen Europas essentiell sind. Man kann zum Beispiel
argumentieren, dass das Problem des radikalen Nationalismus mit allen sich daraus
ergebenden Folgen (im Namen der Nation geführte Kriege und begangene Verbrechen
usw.) weniger ein Kind des 20. als des späten 18. und des 19. Jahrhunderts ist. Und
wenn man an gemeinsame Erinnerungen denkt, die der Kontinent teilt, wären dann nicht
die Erinnerungen an Kolonialismus und Imperialismus – in einem weiten Sinne des
Wortes – nicht weniger europäisch als der Holocaust?78 Dies führt zu einem zweiten
problematischen Aspekt.

2) Reduziert man das Problem einer ‚Aufarbeitung der Vergangenheit‘ auf
Nationalsozialismus und Stalinismus, läuft man Gefahr, die Frage nach gemeinsamer
europäischer Verantwortlichkeit für die Vergangenheit zu umgehen. Spricht man
über das historische Gedächtnis Europas, muss man auch die Frage stellen, ob die
Verantwortung für verübte Gräuel und begangenes Unrecht nicht auch zum Teil
‚europäisch‘ ist. Natürlich erweist es sich einfacher, übergreifende Dimensionen eines
europäischen Gedächtnisses zu finden, wenn auf die positiven Aspekte eines postulierten
europäischen Erbes abgehoben wird, zum Beispiel die Aufklärung. Doch wenn wir davon
ausgehen, dass die Aufklärung weniger ein speziell französisches, englisches oder
deutsches, sondern vielmehr ein europäisches Erbe ist, sind dann die Weltkriege, die
Shoah oder die Gulags nicht in gewissem Sinne auch ‚transnational‘?79

Historische Schuld kann und darf niemals relativiert und zu gleichen Teilen zugewiesen
werden. Gleichzeitig aber erscheinen ein kritischerer Ansatz etwa hinsichtlich nationaler
Widerstandslegenden und ein umfassenderes Verständnis der Verantwortung für die
Vergangenheit angebracht. In der Forschung und in wissenschaftlichen Studien ist ein
nuancierter Ansatz im Umgang mit der Vergangenheit seit langem die Norm. Auf der
Ebene der Politik und des öffentlichen Diskurses hingegen ist der Reiz eines klar
umrissenen historischen Gegensatzes, der es erlaubt, sich kritischen Fragen nach der
eigenen Vergangenheit zu entziehen, und die Moralisierung der Geschichte für die
eigenen politischen Zwecke zu nutzen, allzu verlockend, um in absehbarer Zeit an

78 Die Argumente, die derzeit in EU-Debatten gegen eine Erweiterung des Schwerpunkts eines europäischen
historischen Gedächtnisses vorgebracht werden, können nicht vollständig überzeugen. Im
Folgenabschätzungsbericht des aktuellen Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ wird zum Beispiel
argumentiert, dass ein umfassender Ansatz, „der über Nationalsozialismus/Stalinismus hinausgeht“, zu einer
„‚Nationalisierung‘ der behandelten Themen“ führen könnte (Europäische Kommission 2011, S. 29). Dies scheint
jedoch schwer nachvollziehbar, denn das gleiche Risiko der ‚Nationalisierung‘ gilt ebenso – wenn nicht sogar noch
stärker – für Nationalsozialismus und Stalinismus wie für jede andere historische Erfahrung.

79 Die Vernichtung der europäischen Juden und der Nationalsozialismus wurden hauptsächlich als ausschließlich
deutsches Problem und historisches Erbe behandelt (die Gulags und der Stalinismus wurden auf gleiche Weise als
sowjetisches Problem behandelt). Dies ist nicht besonders erstaunlich, wenn man die ‚Logik‘ Nachkriegseuropas
bedenkt: Die (west-)europäischen Nationen mussten sich rasch ihrer selbst vergewissern und eine legitime Rolle
im aufziehenden globalen Konflikt zwischen Ost und West finden. Da das Jahr 1945 als ‚Stunde Null‘ und als
Ausgangspunkt für ein ‚Neues Europa‘ dargestellt wurde, war es einfach, die dunkle Seite mit dem Kriegsverlierer
Nazideutschland und – in geringerem Ausmaß – mit dem faschistischen Italien zu verknüpfen. Die gute Seite wurde
somit vom Rest Europas verkörpert, durch den Verweis auf eine heroische Widerstandsbewegung auch Italien mit
einschließend. Aufgrund der Verbindung mit dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus blieb auch der
Kommunismus, der anderweitig wegen der Assoziation mit dem sowjetischen System mit wachsender Skepsis
betrachtet wurde, in Westeuropa weiterhin größtenteils akzeptiert.
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Bedeutung zu verlieren.80 Die Verknüpfung von historischem Gedächtnis und
moralischer Kategorisierung erweist sich jedoch als gefährliches Unterfangen, und
fungiert eher als Auslöser und Brutstätte für neue Konflikte denn Mittel für eine
dauerhafte Vergangenheitsbewältigung. Nationalisierung und politische
Instrumentalisierung von Erinnerung behindern nicht nur die kritische Beschäftigung mit
der eigenen Geschichte und ihren ‚heiligen Kühen‘, sondern potentiell auch die Fähigkeit,
mit Gegenwart und Zukunft zu Rande zu kommen.

3) Reduziert man europäisches historisches Gedächtnis auf die Erfahrungen von
Nationalsozialismus und Stalinismus, lässt man außer Acht, dass das historische
Bewusstsein der Bürger im Zeitverlauf keineswegs statisch ist. Dies bedeutet
konkret: Fast 70 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs ist die Frage, welche
Erinnerungen an totalitäre Herrschaft und den Holocaust Teil einer politisch-historischen
europäischen Erinnerungskultur werden können – und nicht bloß sollten –, zu einer sehr
realen geworden. Es scheint, dass dieser Frage im politischen Diskurs nicht ausreichend
Aufmerksamkeit geschenkt wird. Für Menschen, die mit Bildern des Kriegs in
Jugoslawien, des Völkermords in Ruanda oder des aktuellen Bürgerkrieges in Syrien
aufgewachsen sind, ganz zu schweigen von denjenigen, die selbst Unterdrückung und
Not erfahren haben, ist der Zweite Weltkrieg nicht länger notwendigerweise der
bestimmende und natürliche historische Bezugspunkt, der er möglicherweise für die
Kriegs- und unmittelbare Nachkriegsgeneration war. Vielmehr mag der Zweite Weltkrieg
nur mehr ein historisches Ereignis unter vielen aus einer entfernten Vergangenheit sein.
Vor diesem Hintergrund erscheinen Versuche, ein statisches und kristallisiertes
historisches Gedächtnis quasi zu ‚verordnen‘ vergeblich und zum Scheitern verurteilt.
Denn eines scheint sicher: Eine Erinnerungskultur, die auf einer tiefen Kluft zwischen
der individuellen Erfahrung der Bürgerinnen und Bürger einerseits und der offiziellen
Auslegung durch die politischen Eliten andererseits beruht, kann nicht von Dauer sein.

Kurzum: Europäische Erinnerungspolitik(en) in ihrer gegenwärtigen Form, den Fokus auf den
Totalitarismus des 20. Jahrhunderts legend, erweist sich als kaum tauglich, zur Ausgestaltung
einer europäischen Identität beizutragen. Wenn Geschichte als ein Mittel zur transnationalen
Identitätsbildung genutzt werden soll, scheint vielmehr ein etwas anderer Ansatz erforderlich;
ein Ansatz, der weniger darauf ausgerichtet ist, an was erinnert werden soll, sondern vielmehr
darauf, wie an die Vergangenheit erinnert werden soll.

3.2.2 Für eine transeuropäische ‚Kultur des Erinnerns‘

Setzt man voraus, dass das Endziel von Erinnerungspolitik letztlich ein sowohl bewusstes als
auch selbstkritisches europäisches historisches Gedächtnis ist, dann scheint ein
Ausgangspunkt besonders vielversprechend: aktives Engagement jedes einzelnen
europäischen Landes, seine Vergangenheit zu ‚bewältigen‘, oder besser, seine Vergangenheit
‚aufzuarbeiten‘ – ein Begriff, der angemessen erscheint zur Beschreibung eines offenen
Prozesses von gesellschaftlicher und politischer Arbeit an der Vergangenheit, nicht einer
endgültigen Beherrschung der Vergangenheit.81 Die Grundlage hierfür sollten gemeinsame

80 Ein aktuelles Beispiel, wie Geschichte für politische Zwecke ‚moralisiert‘ wird, ist die Reaktion der türkischen
Regierung auf die Entschließung des Deutschen Bundestages im Jahr 2016 (siehe
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808613.pdf; weitere Informationen über die Entschließung sind
abrufbar unter: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2016/kw22-de-armenier/423826) zur
Erinnerung und zum Gedenken an den Völkermord an den Armeniern im Osmanischen Reich während des Ersten
Weltkriegs (sowie die Verstrickung des Deutschen Reiches darin), die von türkischer Seite scharf kritisiert wurde.
Ein zentrales Argument war, dass Deutschland angesichts seiner Nazi-Vergangenheit und insbesondere aufgrund
des Holocausts nicht den (moralischen) Anspruch erheben könne, historische Urteile zu fällen und die Ereignisse im
Osmanischen Reich in den Jahren 1915/1916 als Völkermord zu verurteilen.

81 Der Begriff ‚Aufarbeitung der Vergangenheit‘ wurde von dem deutschen Soziologen und Philosophen Theodor W.
Adorno bereits in den 1950er-Jahren geprägt, und zwar im Zusammenhang mit Debatten über weiter existierende
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europäische Grundsätze und universalisierte Verfahren bilden, bei gleichzeitiger Anerkennung
der Vielfalt der verschiedenen nationalen Vergangenheiten. Anders ausgedrückt: Es wäre keine
Europäisierung – oder, weniger höflich ausgedrückt, Homogenisierung – der Inhalte
unterschiedlicher kollektiver Erinnerungen. Vielmehr wäre es eine „Europäisierung moralisch-
politischer Einstellungen und Verfahren beim Umgang mit höchst unterschiedlichen
Vergangenheiten“.82

Gemeinsame europäische Werte, die als Bezugspunkt und Grundlage für ein solches
Unterfangen fungieren, könnten jene sein, die sich als Kern der europäischen Integration
herausgebildet haben und in den europäischen Verträgen verankert sind. Dazu gehören
Menschenwürde, Toleranz, Freiheit und Gleichheit, Solidarität und Demokratie.83 Im Einklang
mit diesen Grundsätzen würde die angestrebte ‚Kultur des Erinnerns‘ auf jeglichen Versuch
verzichten, Schuld und Leid zu reihen oder ein Verbrechen gegen ein anderes aufzurechnen.
Vielmehr wäre das Ziel die Schaffung eines offenen Diskussionsraumes und die Entwicklung
wechselseitigen Verständnisses, das eine diese Bezeichnung verdienende bi- und multilaterale
Aussöhnung ermöglicht. Einem derartigen Ansatz wohnt die Bereitschaft inne, auch schwierige
Momente der nationalen Geschichte ohne Vorbehalte zu thematisieren. Vielversprechende
symbolische Schritte in diese Richtung wurden bereits unternommen, manifest insbesondere in
Formen einer – wie man es nennen könnte – ‚Politik des Bedauerns‘ in Europa und darüber
hinaus, im Rahmen derer nationale Staatsoberhäupter Verantwortung für frühere (Misse-)Taten
ihres Landes übernehmen und an öffentlichen Akten der Wiedergutmachung partizipieren.84 Die
Bedeutung, die dem öffentlichen Eingeständnis von historischen Versäumnissen durch
politische Repräsentanten des jeweiligen Landes zukommt, darf nicht unterschätzt werden und
kann als entscheidender Beitrag zu einer unvoreingenommenen Bewältigung und Akzeptanz
der eigenen Vergangenheit sowohl im In- als auch im Ausland gewertet werden.

Ein unvoreingenommener Zugang zu Geschichte verlangt noch etwas anderes: Den Verzicht
auf die Idee von ‚historischer Wahrheit‘ als einer absoluten Kategorie. Wahrheit bleibt in
erster Linie ein Ideal, und es ist weithin anerkannt, dass man selbst in den Naturwissenschaften
nur nach einer „immer stärkeren Annäherung an die Wahrheit“ streben kann.85 Dies gilt in noch
stärkerem Maße für die Geisteswissenschaften. Es mag historische Fakten geben, aber es gibt
keine einzige oder statische historische Wahrheit. Michel Foucault hat argumentiert, dass
Wahrheit immer in bestimmte Machtstrukturen eingebettet ist, gleichzeitig einen Teil dieser
Machtstrukturen bildet, und sich im Laufe der Geschichte verändert.86 Auch ist die Wahrheit
eines Menschen nicht notwendigerweise auch jene eines anderen. Da unterschiedliche Kulturen,
aber auch einzelne Menschen innerhalb einer Kultur, unterschiedliche Aspekte der Wahrheit
betonen, gibt es zu jedem bestimmten historischen Moment eine Vielzahl von „Wahrheiten“.
Man kann bestenfalls hoffen, dass solche Unterschiede vermittels wachsender Verflechtungen
zwischen Kulturen und Individuen zumindest teilweise miteinander in Einklang gebracht und
integriert werden, um so ‚der Wahrheit‘ näher zu kommen. Vor diesem Hintergrund erscheint

nationalsozialistische Einstellungen in der kurz zuvor demokratisierten deutschen Bevölkerung. Siehe insbesondere
seinen Essay Was bedeutet: Aufarbeitung der Vergangenheit von 1959 (abgedruckt z. B. in Adorno 1998, S. 89-
103). Auch andere Autoren, die sich mit dem kollektiven historischen Gedächtnis befassen, geben dem Begriff
‚Aufarbeitung der Vergangenheit‘ den Vorzug gegenüber ‚Bewältigung der Vergangenheit‘. Siehe z. B.
Pakier/Stråth 2010.

82 Müller 2010, S. 27.
83 Diese Grundprinzipien der EU sind unter anderem in der Präambel der Charta der Grundrechte der Europäischen

Union dargelegt (2012 [2000]), um nur ein Beispiel zu nennen.
84 Zu diesem Thema siehe z. B. Brooks 1999, Barkan 2000, Olick/ Coughlin 2000. Beispielhaft für die ‚Politik des

Bedauerns‘, nicht zuletzt für die ihr innewohnende Symbolik, war der ‚Kniefall von Warschau‘ des deutschen
Bundeskanzlers Willy Brandt im Jahr 1970 als Geste der Demut und der Entschuldigung gegenüber den Opfern des
Aufstands im Warschauer Ghetto von 1943. Ein jüngeres Beispiel ist die 2010 erfolgende Entschuldigung des
britischen Premierministers David Cameron für die Ereignisse des 30. Januar 1972 (ein Tag, der als Bloody Sunday
bekannt ist), die auf eine Stärkung des Friedensprozess in Nordirland zielte.

85 Fromm 1999 [1947], S. 239.
86 Siehe Foucault 1970.
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das Auferlegen einer bestimmten ‚historischen Wahrheit‘ ein nicht nur vergebliches, sondern
sogar gefährliches Unterfangen, da jeder derartige Versuch zwangsläufig polarisierend ist.

Entsprechend schwierig gestalten sich Versuche, die Vergangenheit und die Erinnerung daran
in Gesetze zu fassen: Mögen Gesetze zur Formalisierung von (historischem) Gedächtnis auch
von den edelsten Motiven geleitet sein, so scheinen sie am Ende doch mehr zu schaden als zu
nutzen. Dies soll keineswegs als Plädoyer für Gleichgültigkeit im Umgang mit Geschichte, oder
gar als Argument für die Akzeptanz eines historische Fakten vernachlässigenden
Geschichtsrevisionismus missverstanden werden. Indes scheint es für die Politik eine
vielversprechendere Alternative zur gesetzlichen Durchsetzung einer bestimmten Sicht auf die
Vergangenheit zu geben: Die Bereitstellung eines soliden Rahmens für die Stärkung einer
kritischen Öffentlichkeit. Besonders wichtig ist dabei eine Bildungspolitik, die mit der oben
skizzierten ‚Kultur des Erinnerns‘ korrespondiert; eine Kultur, die den Bürgerinnen und Bürgern
in Europa nicht aufgezwungen werden kann, sondern aus persönlicher Einsicht und
persönlichem Verständnis hervorgehen muss, wie dies auch bei allen Formen von Identität der
Fall ist.

Bildung kann in diesem Zusammenhang sowohl umfassend als auch spezifisch konzeptualisiert
werden. Im ersteren Sinne bezieht sich Bildung auf alle verfügbaren Mittel zur Schaffung der
Rahmenbedingungen, um (jungen) Menschen die Möglichkeit (und in der Tat auch die
erforderlichen Fähigkeiten) zu geben, unabhängig zu denken und auf diese Weise zu
selbstreflektierenden und verantwortlichen Bürgerinnen und Bürgern zu werden – in der
Tradition der Forderung der Aufklärung, sich selbst zu befähigen, den eigenen Verstand ohne
Lenkung durch andere zu nutzen, zusammengefasst in der Maxime: sapere aude! („wage es,
zu verstehen!“). Hier befindet sich die EU in einer bedeutenden Position, entsprechende
Anstrengungen auf nationaler Ebene tatkräftig zu unterstützen und zu ergänzen, auch durch
bestehende Instrumente. Zu den Letztgenannten zählt eines der bekanntesten Programme der
EU: Erasmus, das 2017 seinen 30. Geburtstag feiert.87 Auf individueller Ebene und in
nichtinvasiver Art erlauben es durch Erasmus möglich gemachte Lebens- und
Studienerfahrungen im Ausland, die Vielfalt Europas zu erfahren, und gleichzeitig kulturelle und
sprachliche Hindernisse abzubauen und das Verständnis dafür zu verbessern, was
‚Europäischsein‘ bedeuten mag. Dadurch, dass intellektuelle Neugier, Unabhängigkeit und
Verantwortungsgefühl gefordert und weiter gefördert werden, leistet Erasmus einen wertvollen
Beitrag zur persönlichen Entwicklung junger Menschen und zur Stärkung einer aktiven
(europäischen) Bürgerschaft vermittels eines Ansatzes, der ausgeprägt bottom-up ist. Das
Programm leistet somit die notwendige Vorarbeit für eine Identifikation mit Europa, anstatt
diese Identifikation unmittelbar zu stiften.88

In einem spezifischeren Sinne bezieht sich Bildung auf das Lehren (und Lernen) von Geschichte.
Schule und Universität spielen eine wichtige Rolle bei der Aneignung historischen Wissens und
der Förderung unseres Geschichtsbewusstseins, womit sie zu Schlüsselfaktoren jeder
Gedächtnis- und Identitätspolitik werden. Damit die angestrebte ‚kritische Kultur des Erinnerns‘
erfolgreich gefördert werden kann, muss Bildungspolitik darauf abzielen, eine kritische und
offene Herangehensweise bei der Vermittlung nicht nur der Gegenwart, sondern auch der
Vergangenheit sicherzustellen. Das heißt (Geschichts-)Unterricht der:

87 Das neue Programm „Erasmus+“ (siehe Europäische Parlament/Rat 2013) baut auf dem Erfolg von Erasmus nicht
zuletzt als Markenname auf und vereint sieben bestehende Programme in den Bereichen allgemeine und berufliche
Bildung, Jugend und Sport, wobei das vorherige Erasmus-Programm weiterhin das Kernstück bildet.

88 Der unmittelbare Einfluss von Erasmus auf die europäische Identität wurde als begrenzt beschrieben. Siehe z. B
Sigalas 2009, Mitchell 2012.
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1) das Bewusstsein für die Vielfalt von Kulturen, Geschichten und Erinnerungen in Europa
schärft und gegenseitigen Respekt fördert;

2) Schülerinnen und Schülern die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt,
damit sie ihre eigene lokale und nationale Vergangenheit unvoreingenommen im
Vergleich und in Relation zu anderen europäischen wie auch internationalen Realitäten
beurteilen können; und damit

3) junge Europäerinnen und Europäer ermutigt, zu aktiven kritischen Denkern und
Mitwirkenden eines ‚Geschichtsbewusstseins‘ zu werden, das als Kern einer
gemeinsamen transnationalen Identität dienen könnte.

Dies erfordert eine radikale Abkehr von der vorwiegend national(isiert)en Geschichte, wie sie
gegenwärtig in ganz Europa unterrichtet wird, und die Aufgabe – oder zumindest
Relativierung – von lieb gewonnenen vorgefassten Meinungen über die (nationale)
Vergangenheit, die bisher als quasi-kanonisierte historische ‚Wahrheiten‘ präsentiert wurden.

Der Weg hin zu einem gemeinsamen europäischen Geschichtsbewusstsein vermittels einer
Europäisierung von Erinnerungspraktiken und Geschichtsunterricht auf nationaler Ebene mag
mühsam erscheinen, aber es lässt sich nur schwer eine wirkliche Alternative erkennen. Wie
reizvoll der Gedanke einer genuin europäischen Erinnerung samt Praktiken und Inhalten, die
von allen Bürgerinnen und Bürgern des Kontinents geteilt werden, auch sein mag – er erscheint
weder praktikabel noch wünschenswert. In einer Zeit, in der die Nation nach wie vor der
bestimmende Bezugspunkt kollektiver Identitäten ist, bleibt die Bewältigung der Vergangenheit
zuvorderst eine Aufgabe auf nationalstaatlicher Ebene. Diese Aufgabe kann ‚Europa‘ nicht für
oder anstelle der Nationalstaaten erledigen.

Kritische Stimmen mögen zu Recht vorbringen, dass der offene Umgang mit der jeweiligen
nationalen Geschichte – auch wenn dies auf der Grundlage gemeinsamer Prinzipien und in
einem Geist des gegenseitigen Verständnisses geschieht – noch keine europäische Identität
konstituiert. Indes lässt sich auch argumentieren, dass ein grundlegendes gemeinsames
Verständnis darüber, wie mit (der eigenen) Geschichte und ihrem Erbe umgegangen werden
soll, unabdingbar für die Entstehung von Solidarität und schließlich einer Gemeinschaft ist. Eine
gemeinsame ‚Kultur des Erinnerns‘ soll von daher nicht unmittelbar eine europäische Identität
ausbilden, sondern vielmehr die Voraussetzungen für das Entstehen einer solchen Identität
schaffen. Wenn ‚Europäischsein‘ auch – wenn nicht sogar hauptsächlich – in Bezug auf die
Art und Weise verstanden wird, wie wir unsere jeweilige Geschichte bewältigen und unsere
Lehren aus dieser Geschichte zu ziehen vermögen, so wird die Aufarbeitung der Vergangenheit
zu einem wichtigen Instrument, um heute das Fundament für eine gemeinsame Ausgestaltung
der Zukunft zu legen.

Es mag sein, dass damit zu viel Vertrauen in die tatsächliche Fähigkeit von Geschichte gesetzt
wird, zum Entstehen einer kulturell substantiierten transnationalen ‚Identität‘ beizutragen.
Doch allein wenn konkrete Anstrengungen auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten dazu
führen, dass die europäischen Bürgerinnen und Bürger einen kritischeren Zugang zu Geschichte
entwickeln, könnte dies mehr für das Zusammenwachsen von Europa bewirken, als politische
und intellektuelle Eliten durch die aus ihren Elfenbeintürmen geäußerten bloßen Hinweise auf
die Bedeutung einer europäischen Identität zu erreichen hoffen können. Diese Hoffnung wird
durch die Tatsache beflügelt, dass eine ‚Kultur des Erinnerns‘, die sich bewusst auf Bürgerinnen
und Bürger konzentriert und diese aktiv einbezieht, nicht nur kompatible mit Vorstellungen
bürgerschaftlicher Beteiligung ist, sondern selbst zu einem integralen Bestandteil einer
dynamischen ‚zivilgesellschaftlichen (politischen) Kultur‘ werden könnte, im Rahmen
derer individuelles und kollektives Handeln Belange von öffentlichem Interesse nicht nur auf
lokaler und nationaler, sondern auch auf europäischer Ebene in Angriff nimmt.
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Diese kurzen Überlegungen zum möglichen Beitrag von Geschichte und
Geschichtsbewusstsein – sowie einer ‚zivilgesellschaftlichen Kultur‘ im Allgemeinen– und deren
Implikationen für eine stärkere Verbundenheit mit einem gemeinsamen Europa führen zu
einigen abschließenden Bemerkungen und Empfehlungen hinsichtlich einer ‚europäischen
Identität‘.
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4. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN
Mit Blick auf eine europäische Identität und insbesondere auf mögliche künftige politische
Maßnahmen ergeben sich folgende Schlussfolgerungen und Empfehlungen:

1) Feststellung, dass Identität ein schwer fassbares und im Wesentlichen
konstruktivistisches Konzept darstellt:
Identität erweist sich als ein gut etabliertes und häufig benutztes Konzept in den
Sozialwissenschaften und darüber hinaus. Es thematisiert die Frage, wie eine Person mit
spezifischen (Peer-)Gruppen oder der Gesellschaft als Ganzer verbunden ist, und greift
damit die grundlegende Frage auf, was menschliche (Ko-)Existenz an sich möglich macht
und Gesellschaften zusammenhält. Ungeachtet dessen, dass Identität sowohl in der
wissenschaftlichen Debatte – belegt durch die immense Menge an Studien und
Publikationen zu diesem Thema, deren Zahl in den letzten Jahrzehnten erheblich
gestiegen ist – als auch im öffentlichen Diskurs prominent vertreten ist, erweist es sich
als stark umstrittenes und schwer fassbares Konzept. Wenn es so etwas wie einen
gemeinsamen Nenner in der aktuellen Forschung gibt, dann ist es die Einigkeit darüber,
dass Identität nicht als etwas Feststehendes oder ‚Primordiales‘ betrachtet werden darf.
Im Gegenteil: Jede Identität ist von Natur aus in hohem Maße konstruktivistisch. Dies
trifft vor allem auf kollektive Identitäten zu. Man ist daher gut beraten, ein
essentialistisches Verständnis von kollektiven Identitäten zu vermeiden, sowohl auf
nationaler als auch supranationaler Ebene. Mit Blick auf kollektive Identitäten ist vielmehr
ein pragmatischer, unvoreingenommener Ansatz notwendig, da Identitäten weder ein
Selbstzweck noch der teleologische Höhepunkt einer historischen Rationalität sind. Das
letztgenannte Verständnis ist in Bezug auf nationale Identitäten noch immer präsent und
spiegelt das Erbe der Pseudo-Sakralisierung der ‚Nation‘ wider, wie sie sich historisch –
mit ihrer Kulmination im 19. und 20. Jahrhundert – entwickelt hat. Dies gilt aber auch für
neuere Formen von transnationaler oder sogar kosmopolitischer Identität, die häufig mit
einem als solchen wahrgenommenen ‚Ende der Geschichte‘ korrespondieren.89 Die
Ergänzung oder auch Ersetzung einer bestimmten Identität durch eine andere sollte daher
nicht als Verlust wahrgenommen werden, sondern lediglich als Substituierung einer Form
von Imagination durch eine andere. Kurz gesagt: Keine Identität ist im Zeitverlauf stabil
oder ewig, keine Identität steht ihrem Wesen nach über einer anderen, und keine Identität
ist unverzichtbar.

2) Anerkenntnis, dass kollektive Identität ein zentraler Aspekt jedes politischen
Gemeinwesens ist:
Kollektive Identität ist immer ein Konstrukt, dies impliziert jedoch nicht Irrelevanz. Ganz
im Gegenteil: Kollektive Identität ist für Einzelne und Gemeinschaften aller Art
gleichermaßen zentral. Kollektive Identität bietet Orientierung für Einzelpersonen und
systemische Stabilität für (politische) Gemeinschaften. Eine gewisse Form von
Identifikation ist unabdingbar für die Legitimation und die Existenz eines bestimmten
politischen Gemeinwesens, da bestehende Unterschiede und Trennlinien durch eine
übergreifende und fundamentale Gleichheit überbrückt werden müssen, die von den
Mitgliedern dieses politischen Gemeinwesens anerkannt wird. Vor diesem Hintergrund hat
jede politische Gemeinschaft ein natürliches Selbstinteresse an der Förderung und
Stärkung von Formen kollektiver Identität. Es wäre von daher äußerst bemerkenswert

89 Siehe insbesondere die Beiträge von Francis Fukuyama (z. B. Fukuyama 1989, Fukuyama 1992). Francis Fukuyama
behauptet mit seinem Konzept vom ‚Ende der Geschichte‘ im Wesentlichen, dass das Ende des Kalten Kriegs nicht
nur das Ende einer historischen Epoche, sondern der Geschichte selbst markiert, gekennzeichnet dadurch, dass
sich die westliche liberale Demokratie letztlich überall auf der Welt als Regierungsform durchsetzen würde. Die
Theorien von Francis Fukuyama wurden schon bald heftig kontrovers diskutiert, zum Beispiel in Samuel Huntingtons
Clash of Civilizations (Huntington 1997).
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und in der Tat unverantwortlich, wenn Nationalstaaten, aber auch die EU, keine
Maßnahmen ergreifen oder keine formalisierte Politik verfolgen würden, die auf eine
Stärkung kollektiver Identitäten abzielen. Umgekehrt heißt dies aber auch, dass solche
Maßnahmen und eine solche Politik obsolet sind, wird der Charakter von Nationen oder
der EU als eine (politische) Gemeinschaft fundamental infrage gestellt.

3) Kritische Abwägung der Möglichkeiten und Beschränkungen, Muster nationaler
Identitätsbildung auf eine supranationale Ebene zu übertragen:
Das wohl augenfälligste Beispiel für die Ausbildung kollektiver Identität ist die Nation
(beziehungsweise der Nationalstaat), die in Europa seit dem 17. Jahrhundert an Dynamik
gewonnen hat und zu einem weltweiten Muster sowie zu einem der am weitesten
verbreiteten Modelle in der Menschheitsgeschichte avanciert ist. Eingedenk der
formativen Kraft der Nation mit Blick auf die moderne Welt dürfte es kaum überraschen,
dass nationale Identitäten auch zu dem Bezugspunkt für Debatten über Formen
supranationaler Identitäten geworden sind. Dies trifft in zweierlei Hinsicht zu: Zum einen
sind starke Nationen –und damit nationale Identitäten – ein Fakt, mit dem umgegangen
und gerechnet werden muss; zum anderen verkörpert nationale Identitätsbildung ein
Modell, das nachzuahmen großen Reiz birgt. Die Tatsache, dass die nationale Ebene
bewusst als Maßstab genommen wird, ist völlig verständlich und bis zu einem gewissen
Grad auch sinnvoll, da Lehren nicht nur aus dem Erfolg von Nationsbildungsprozessen in
der ganzen Welt gezogen werden können, sondern auch aus den Schwierigkeiten bei der
Überwindung von ‚Heterogenität‘ auf nationaler Ebene, die auf supranationaler Ebene
noch deutlicher hervortreten. Zugleich jedoch sind Analogien problematisch, da wichtige
politische und/oder kulturelle Voraussetzungen für die Entwicklung von nationalen
Identitäten, wie etwa bestehende Regierungsstrukturen oder ein gemeinsamer kultureller
Hintergrund (der sich z. B. in einer gemeinsamen Sprache ausdrückt), auf supranationaler
Ebene fehlen können. Nationale Identitäten vermögen von daher nicht als Eins-zu-Eins-
Vorlage für trans- oder supranationale Gemeinschaftsbildungsprozesse dienen. Für die
Entstehung einer europäischen Identität ist deshalb ein gewisses Maß an ‚Innovation‘ und
‚Mut zum Versuch‘ keine Option, sondern ein Muss.

4) Anerkenntnis des sowohl politischen als auch kulturellen Charakters einer
europäischen Identität:
Zu den wichtigsten Unterscheidungen, die in Debatten über eine transeuropäische
Identität getroffen werden, zählt die Betrachtung von Europa entweder als einer
kulturellen oder einer politischen Gemeinschaft, mit einer entsprechend unterschiedlichen
Gewichtung des Kerns und der Ziele einer transnationalen Identität sowie möglicher
Maßnahmen zur Förderung dieser Identität. Diese Unterscheidung mag in analytischer
Hinsicht zwar sinnvoll sein, impliziert aber nicht, dass streng nach dem Muster ‚Entweder-
Oder‘ beziehungsweise ‚Richtig-oder-Falsch‘ entschieden werden muss. Es lässt sich
argumentieren, dass ‚Europäischsein‘ sowohl politisch als auch kulturell definiert werden
muss, und dies nicht nur im Sinne, dass Europa nachweislich zumindest einige erkennbare
Elemente einer politischen Gemeinschaft (z. B. in Form bestehender politischer
Strukturen wie der EU, dem Europarat oder der OSZE) und einer kulturellen Gemeinschaft
(trotz aller Unterschiede sind gemeinsame historische und kulturelle Erfahren wie der
Einfluss der griechischen und römischen Philosophie zu nennen) aufzuweisen hat. Soll
eine transeuropäische Identität erfolgreich gestärkt werden, so scheint eine Kombination
von politischen und kulturellen Anstrengungen unabdingbar. Die Kritik an kulturellen
Konzepten einer europäischen Identität als zu eng an das traditionelle Modell der Nation
angelehnt und zu ‚identitär‘ – dementsprechend bestenfalls nationale durch europäische
Chauvinismus ersetzend, sofern dies angesichts der kulturellen Vielfalt von Europa
überhaupt möglich ist – ist sicherlich gerechtfertigt. Die Alternative einer allein
‚politischen Identität‘ scheint jedoch zu schwach zu sein, um ein umfassendes
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europäisches Zugehörigkeitsgefühl entstehen zu lassen, nicht zuletzt deshalb, weil
Konzepte wie ‚Verfassungspatriotismus‘ zu abstrakt und zu elitär sind, um in ansehbarer
Zukunft eine breite öffentliche Wirkung zu entfalten.90 Eine kulturelle Komponente muss
daher integraler Bestandteil von Überlegungen zu einer europäischen Identität sein, ohne
dabei jedoch ausschließlich auf primordiale Konzepte von nationaler Identität
zurückzugreifen. Im besten Fall kann die bestehende Kritik an kulturellen und politischen
Identitätskonzepten in einer umfassenderen Vision von Identität aufgehen – einer
Identität, die kulturell verankert ist und mit dem Ideal einer demokratischen, offenen und
bürgerorientierten Gesellschaft nicht nur voll kompatibel ist, sondern eine solche
Gesellschaft auch stärkt.

5) Revision bestehender Identitätspolitik(en) mit dem Ziel einer Stärkung von
Bottom-up-Ansätzen:
Europäische Politiker und Institutionen haben sich seit Beginn der europäischen
Integration im Gefolge des Zweiten Weltkrieges bemüht, eine transnationale Identität zu
fördern. Diese Versuche waren jedoch nicht konsequent, schwankten hinsichtlich
Schwerpunkt und Intensität im Laufe der Zeit, und waren zunehmend von Polemik
begleitet – insbesondere mit der Übernahme einer wachsenden Zahl von staatsähnlichen
Merkmalen durch die Europäische Union. Ein Gutteil der aktuellen Kritik an der
Identitätspolitik der EU wurde nicht so sehr von dieser Politik selbst hervorgerufen,
sondern hat ihren Ursprung in umfassenderen zeitgenössischen Entwicklungen, zu denen
eine als solche wahrgenommene Marginalisierung der Nationalstaaten, wachsender
Populismus und eine Ablehnung des ‚politischen Establishments‘ zählen, dies neben einem
allgemeinen Misstrauen gegenüber der Globalisierung und ‚Veränderung‘ an sich. Die
Polemik rund um die Versuche der EU, Identität zu stiften, ist aber auch darauf
zurückzuführen, dass diese Versuche weitgehend als ‚top-down‘, wenn nicht gar als bloße
Propaganda von oben, wahrgenommen werden. Damit eine kollektive Identität erfolgreich
begründet werden kann, erscheint jedoch auch eine starke ‚Bottom-up‘-Komponente
unerlässlich zu sein; das heißt, Identifikation mit einem Gemeinwesen, die aus
zivilgesellschaftlichem Engagement erwächst und von den Bürgerinnen und Bürgern
getragen wird. In diesem Zusammenhang stellt das seit 2007 bestehende Programm
„Europa für Bürgerinnen und Bürger“ einen bedeutenden Paradigmenwechsel dar, indem
die Bemühungen der EU um Identitätsbildung sich nunmehr verlagern weg von
Weichenstellungen durch politische und intellektuelle Eliten hin zu einer bewussten
Fokussierung auf die Zivilgesellschaft und die Stärkung aktiver Bürgerschaft. Indes ist
das Programm allein schon aufgrund seines gegenwärtigen (finanziellen) Umfangs nicht
dazu angetan, weitreichende Identifikation mit Europa in der Bürgerschaft zu fördern.
Bemühungen zur Stärkung einer zivilgesellschaftlichen ‚Bottom-up‘-Komponente der
Identifikation mit Europa müssten daher intensiviert und vor allem auf eine breitere
Grundlage gestellt werden, als dies momentan der Fall ist. Dazu wären konzertierte
Bemühungen erforderlich, entsprechende Initiativen zu konzeptualisieren und konkrete
Maßnahmen auf europäischer wie nationaler Ebene zu ergreifen.

6) Identifizierung von historischem Gedenken als Kristallisationspunkt von
Identitätskonflikten, aber auch potentiellen Kern einer europäischen Identität:
Geschichte, und insbesondere die kollektive Erinnerung daran, haben sich als
Kristallisationspunkt für die Probleme bei der Schaffung einer gemeinsamen europäischen
Identität – oder nur einer gemeinsamen Identifikation mit dem ‚europäischen Projekt‘ –
erwiesen. Es ist weithin anerkannt, dass für alle Gemeinschaftsbildungsprozesse ein
zumindest grundlegender Konsens über die Vergangenheit, wie sie gesehen werden soll

90 Darüber hinaus kann argumentiert werden, dass ‚Verfassungspatriotismus‘ eher das Ergebnis als die Ursache und
das Fundament einer Gemeinschaft ist.
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und wie mit ihr umzugehen ist, unabdingbare Voraussetzung ist. Auf transnationaler
Ebene und in Ermangelung anderer gemeinsamer Elemente wie einer einheitlichen
Sprache, um ein Beispiel zu nennen, erweist sich ein historisches Gedächtnis als
besonders wichtig – wenn nicht gar als das einzige geeignete Instrument –, um eine
(kulturelle) Identität zu entwickeln. Zugleich aber bedeutet die ausgeprägte Vielfalt der
historischen Erfahrungen in Europa, mit Erinnerungen, die nicht nur unterschiedlich,
sondern in vielen Fällen auch spaltend sind, dass jedwede auf ein gemeinsames
europäisches historisches Gedächtnis gerichtete Politik vor erheblichen
Herausforderungen steht.
Trotz dieser Herausforderungen scheint es möglich, dass Geschichte ein Ansatzpunkt für
europäische Identität werden kann; vor allem wenn das Ziel nicht die Konstruktion einer
gemeinsamen, von allen Menschen des Kontinents geteilte Vergangenheit ist, sondern
vielmehr die Schaffung von Möglichkeiten gemeinsamer Erfahrungen im Umgang mit oft
schwierigen Vergangenheiten über nationale Grenzen hinweg – ein Unterfangen geprägt
von gegenseitigem Respekt und Verständnis. Kurzum: Es gilt nicht nach einer
gemeinsamen Geschichte zu suchen, sondern vielmehr nach einer gemeinsamen
Herangehensweise an die Vergangenheit (wobei im besten Fall Lehren aus der
Vergangenheit zu ziehen sind), um damit das Fundament für eine kollektive Bewältigung
der Gegenwart und die Gestaltung der Zukunft zu legen.

7) Förderung einer zivilgesellschaftlichen ‚europäischen Kultur des Erinnerns‘:
Damit Geschichte Teil eines fürwahr integrativen Konzepts transnationaler
Identitätsbildung werden kann, ist ein dezentraler anstelle eines homogenisierenden
Ansatzes notwendig; ein Ansatz, der den Schwerpunkt nicht auf ein politisch
vordefiniertes Verständnis von Geschichte oder einzelner geschichtlicher Ereignisse und
Momente legt, sondern auf die Entwicklung von Fähigkeiten zu einer kritischen
‚Aufarbeitung der Vergangenheit‘ auf nationaler Ebene, basierend auf gemeinsamen
europäischen Grundsätzen und Werten. Abgerückt werden muss von präskriptiven und
inhaltsgeleiteten hin zu stärker prozessorientierten Zugängen zu historischem
Gedächtnis: von einer europäischen Erinnerungskultur hin zu einer europäischen ‚Kultur
des Erinnerns‘. Eine solche ‚Kultur des Erinnerns‘ impliziert, dass man:

 sich Europas Vergangenheit auf der Grundlage europäischer Kernwerte wie
Humanismus, Toleranz und Demokratie annähert;

 auf (vor-)verurteilende Bewertungen der Vergangenheit oder den Gedanken
einer ‚Kollektivschuld‘ verzichtet zugunsten der Schaffung einer offenen
Diskussionssphäre, die das übergeordnete Ziel von wechselseitigem Verständnis
und Versöhnung sowohl in als auch zwischen europäischen Nationen unterstützt;

 sich auch mit den unbequemen Abschnitten nationaler Geschichte bewusst und
selbstsicher befasst, anstatt sie zu unterdrücken oder zu negieren;

 Urteile über die Vergangenheit ausschließlich auf die Untersuchung historischer
Fakten gründet und die Vorstellung einer ‚historischen Wahrheit‘ aufgibt, die
unrealistische Erwartungen weckt und von Natur aus Anlass zu Streit gibt; und

 die potenzielle Gefahr erkennt, die jeder Gesetzgebung zugunsten einer
bestimmten offiziellen Sicht- oder Erinnerungsweise der Vergangenheit
innewohnt.

Ein derartiger Ansatz würde der Vielfalt der bestehenden historischen Erinnerungen – und
auch der jeweiligen ‚Geschichten‘ – in Europa gerecht, während er gleichzeitig einen
Anreiz böte, diese kritisch unter den Prämissen eines klaren supra- und transnationalen
Rahmens zu prüfen. Eine scharfsinnige historische Selbstreflexion würde: a) über die
Betrachtung einzelner nationaler Vergangenheiten hinausgehen und auch Perspektiven
für die Zukunft aufzeigen; b) die Grundlage schaffen für einen fundierten europäischen
Diskurs über Geschichte; ein Diskurs, der eine wechselseitige Öffnung, aber auch
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Gegenüberstellung nationaler kollektiver Erinnerungen auf zivilisierte und nicht
feindselige, zugleich realistische Weise erlaubt. Eine solcherart verstandene ‚Kultur des
Erinnerns‘ wäre idealerweise in eine zivilgesellschaftliche politische Kultur eingebettet,
charakterisiert durch ein Gefühl gemeinsamer Verantwortung für das politische
Gemeinwesen unter den Bürgerinnen und Bürgern, die sich nicht nur an der Gestaltung
der Gegenwart, sondern auch an der Bewältigung der Vergangenheit beteiligen.

8) Anerkenntnis der zentralen Rolle von Bildung:
Bildung nimmt eine Schlüsselrolle bei der Förderung eines europäischen
Zugehörigkeitsgefühls in kultureller und politischer Hinsicht ein. Der Erfolg der ins Auge
gefassten europäischen ‚Kultur des Erinnerns‘ sowie der zivilgesellschaftlichen politischen
Kultur, zu der sie gehören sollte, hängen von einer angemessenen Untermauerung durch
Bildung ab. Der Schwerpunkt sollte von daher noch expliziter als bisher auf die Förderung
entsprechender Bildungsmaßnahmen auf nationaler Ebene verlagert werden, wobei
besonderes Augenmerk auf die schulische Bildung zu legen ist.91 Diese Maßnahmen
sollten vor allem auf einen hochwertigen Geschichts- und
(Staats-)Bürgerschaftsunterricht hin ausgerichtet sein, der auf Folgendes abzielt:

 Schaffung eines Bewusstseins für die kulturelle Vielfalt in Europa, die
Schwierigkeiten von historischem Gedächtnis sowie das Potenzial von
zivilgesellschaftlichem Engagement;

 Ausstattung von Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schülern mit
den Mitteln, um Geschichte und Gegenwart ihres eigenen Landes objektiv und in
breiteren (trans-)europäischen Kontexten zu untersuchen und zu hinterfragen;92

und
 Ermutigung junger Europäerinnen und Europäer, zu engagierten und

(selbst-)kritischen Bürgerinnen und Bürgern zu werden, die ihren Beitrag zu einer
informierten Gesellschaft leisten.

Zu diesem Zweck müssen in zweifacher Hinsicht besondere Bildungsanstrengungen
unternommen werden:

I) Die Überarbeitung bestehender Lehrpläne und Lehrmethoden, um den Fokus
zu verschieben und zu gewährleisten, dass den Herausforderungen sowie dem
Potenzial von Geschichtsbewusstsein und Bürgerschaft auf trans- und
supranationaler Ebene mehr Bedeutung beigemessen wird. Entsprechende
Lehrstile wären ebenfalls erforderlich, geleitet vom allgemeinen Ziel,
Schülerinnen und Schülern zu vermitteln, ‚wie man denkt‘ und nicht ‚was man
denkt‘, wodurch man Reflexion und Diskussion den Vorrang gegenüber bloßer
Wissensvermittlung einräumt.

II) Die Bereitstellung einer maßgeschneiderten Lehrer(aus)bildung zu diesem
Zweck; das heißt eine Ausbildung, die Lehrerinnen und Lehrer in die Lage
versetzt, transnationale Aspekte von Geschichte und (Staats-)Bürgerschaft zu
begreifen, adäquate didaktische Methoden und Grundsätze modernen Lehrens
vermittelt, und primär die Ausstattung von jungen Menschen mit dem Rüstzeug
für kritisches Denken und Reflexion zum Ziel hat.

91 Bedingt durch den von Natur aus stärker international ausgerichteten Charakter von höherer Bildung und
akademischer Forschung erscheinen das Niveau eines kritischen Umgangs mit der Vergangenheit und der Befassung
mit transnationalen Themen im postsekundären Bildungswesen als vergleichsweise gut entwickelt. In Verbindung
mit der Tatsache, dass Schulen in der Regel der erste Ort außerhalb der Familien sind, an dem junge Menschen von
Geschichte und Staatsbürgertum erfahren, scheint dies dafür zu sprechen, dass (europäische) politische
Anstrengungen vorrangig auf schulische Bildung gerichtet sein sollten.

92 Konkrete Beispiele eines bewusst transnationalen Ansatzes zu und Verständnisses von Geschichte sind laufende
Projekte für bi- und multilaterale Geschichtsbücher (siehe z. B http://deutsch-
polnische.schulbuchkommission.de/en/deutsch-polnisches-geschichtsbuch.html).
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Das Ziel, junge Menschen mit dem Rüstzeug für kritisches Denken und Reflexion
auszustatten, verweist auf die Notwendigkeit, Reformanstrengungen in der
geschichtlichen und staatsbürgerlichen Bildung in breitere, damit korrespondierende
Bildungsrahmen einzubinden. Ein signifikanter Beitrag zur Errichtung und Ausgestaltung
solcher Rahmen könnte auf europäischer Ebene geleistet werden, sei es durch die
Förderung und Erleichterung des Austausches von bewährten Verfahren und Praktiken
über nationale Grenzen hinweg, oder durch eigene politische Initiativen.

***

Eine europäische Öffentlichkeit braucht im Kern eine informierte und im besten Sinne des
Wortes kritische Öffentlichkeit. Die Stärkung von Geschichtsbewusstsein, Bürgerbeteiligung
und eines Gefühls gemeinsamer Verantwortung für das politische Gemeinwesen nicht nur auf
nationaler, sondern auch auf europäischer Ebene, können dazu beitragen, eine solche
Öffentlichkeit langfristig entstehen zu lassen, und können ein europäisches
Zugehörigkeitsgefühl fördern helfen. Ob eine in diesem Sinne konzipierte ‚europäische
Bürgergesellschaft‘ am Ende notwendigerweise zu einer vollwertigen europäischen Identität
führt, muss indes eine offene Frage bleiben.

Zunehmende Renationalisierungstendenzen und wachsende Entfremdung gegenüber dem
‚europäischen Projekt‘, wie sie derzeit zu beobachten sind und im Brexit einen konkreten
Ausdruck gefunden haben, lassen die Fragen nach dem ‚was ist Europa?‘ und ‚wohin strebt es?‘
äußert aktuell erscheinen, und haben das Thema einer europäischen Identität wieder verstärkt
auf die politische Agenda gebracht. Alles in allem ist es nicht vermessen zu behaupten, dass
die Aussichten für eine supranationale Identität in Europa düster sind, nicht nur unter den
gegebenen Umständen, sondern ganz allgemein. Es gibt keine gemeinsame Sprache oder
gemeinsame Kultur im strengen Sinne des Wortes, die eine einfache Übertragung traditioneller
Modelle von Identitätsbildung auf die europäische Ebene erlauben würde. Vielleicht noch
bedeutsamer ist die Tatsache, dass es kein klar definiertes Feindbild gibt, das ex negativo als
Grundlage und verbindendes Element für das europäische Projekt dienen könnte.
Paradoxerweise hat eine der wichtigsten Errungenschaften der europäischen Integration seit
dem Zweiten Weltkrieg – die offene (und in jeder Hinsicht kluge) Abkehr von Chauvinismus,
Imperialismus und Rassismus, die das politische Leben in Europa im 19. Jahrhundert und in der
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts durchdrungen haben – dazu geführt, dass sich Europa
nunmehr ohne eines der wirksamsten Instrumente von Gemeinschaftsbildung in historischer
Perspektive wiederfindet: Ein eindeutige Unterscheidung zwischen Freund und Feind.93

Während dies viel vom Reiz des europäischen Projekts ausmacht, stellt es andererseits auch
eine seiner bedeutendsten Einschränkungen dar.

Muss man sich über die wenig erbaulichen Aussichten für das baldige Entstehen einer
europäischen Identität Sorgen machen? Für viele Europäer und nicht nur für deklarierte
Europaskeptiker besteht dazu sicherlich kein Anlass. Pragmatisch betrachtet ist ‚europäische
Identität‘ kein Selbstzweck, noch weniger ein Muss. Das Gleiche kann man jedoch auch über
nationale Identität und jede andere Form von Identität sagen. Salopp formuliert: Die Welt

93 Ein klassisches Beispiel für die historische Rolle von - größtenteils konstruierten - Freund-Feind-Unterscheidungen
ist die ‚deutsch-französische Erbfeindschaft‘, namentlich die Vorstellung, dass zwischen Franzosen und Deutschen
eine unvermeidliche feindliche Beziehung besteht – eine Vorstellung, die auf beiden Seiten des Rheins seit dem
16. Jahrhundert gepflegt wurde und ein Schlüsselelement für die Verstärkung des französischen und das Entstehen
des deutschen Nationalismus im 19. Jahrhundert war. Für eine frühe Theorie zu Freund-Feind-Unterscheidungen
und ihre politische Dimension siehe z. B. die Arbeiten von Carl Schmitt (1888-1985), für den der Bereich, in dem
Freund und Feind unterschieden werden, nichts anderes als Politik war: „Die spezifisch politische Unterscheidung,
auf welche sich die politischen Handlungen und Motive zurückführen lassen, ist die Unterscheidung von Freund und
Feind. […] [Sie] hat den Sinn, den äußersten Intensitätsgrad einer Verbindung oder Trennung, einer Assoziation
oder Dissoziation zu bezeichnen.“ Schmitt 1963 [1932], S. 26 f.
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kommt auch ohne eine europäische Identität aus, so wie sie auch ohne die EU auskommt; sie
kommt aber ebenso gut ohne nationale Identitäten und Nationalstaaten aus. Am Ende kommt
es darauf an, welche Form von Gemeinschaft als die geeignetste und wünschenswerteste
angesehen wird – eine Entscheidung, die weitestgehend individuell getroffen werden muss.
Unabhängig davon aber, welcher Form man den Vorzug gibt, so lässt sich doch nicht leugnen,
dass Identifikationsprozesse eine zentrale Funktion bei der Legitimierung und damit
Stabilisierung jedweder Gemeinschaft erfüllen: Sei es eine reale oder imaginierte
Gemeinschaft; eine Familie, eine lokale Gemeinschaft, eine Nation, oder eine europäische –
vielleicht sogar kosmopolitische – Gemeinschaft.

Viel der Polemik im Zusammenhang mit den aktuellen Debatten über das Thema könnte
entschärft werden, wenn unterschiedliche Formen von Identität nicht irrigerweise als ‚exklusiv‘
und Frage eines ‚Entweder-oder‘, sondern vielmehr als miteinander vereinbar wahrgenommen
würden. Multiple Identitäten sind heute gelebte Wirklichkeit, und in vielen Teilen von Europa
und der Welt bestehen verschiedene regionale und nationale Identitäten konfliktfrei
nebeneinander, um nur ein Beispiel zu nennen. Es scheint daher keine überzeugenden Gründe
dafür zu geben, warum die bestehende Vielzahl und Interaktion von (politischen) Identitäten
nicht durch eine weitere Identifikationsebene, sei es eine europäische oder gar kosmopolitische,
komplementiert – und vermutlich bereichert – werden könnte. Zu lernen, Identität nicht als
etwas wahrzunehmen, dessen man verlustig gehen kann, sondern als etwas, das man gewinnen
kann, würde dem viel zitierten Wahlspruch ‚In Vielfalt geeint‘ eine weitere Dimension
hinzufügen – und vielleicht nicht die unattraktivste.
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